
Finanzkrise 2008: Woher kommt
das Geld?

500 Milliarden für die Banken –
woher kommt das Geld?
REVOLUTION Dezember 2008

Seit dem Zusammenbruch der internationalen Börsen im Oktober übertreffen
sich  die  betroffenen  Staaten  mit  Hilfspaketen  in  astronomischer  Höhe.
Zunächst  stellte  die  US  Regierung  den  Pleite  gegangenen  Banken  und
Finanzinstituten 700 Milliarden $ zur Verfügung, die britischen Regierung
folgte mit 250 Milliarden Pfund und die deutsche Bundesregierung jetzt mit
500 Milliarden € – auch zahlreiche andere Industrieländer folgten und folgen
– insgesamt werden einige Billionen in die Finanzmärkte geschüttet.
In  den  letzten  Jahren  liefen  die  Diskussionen  um  Schulden  und  den
„ausgeglichenen Haushalt“ der Bundesregierung immer in eine Richtung:
Sozialausgaben  werden  zusammen  gekürzt,  das  öffentliche  Eigentum
privatisiert  und  die  großen  Unternehmen  und  Vermögen  von  Steuern
entlastet,  während  die  Mehrheit  der  Bevölkerung  immer  größere
Belastungen tragen muss. Teils hitzige Diskussionen entbrannten noch im
September  um die  Forderung  der  CSU nach  der  Wiedereinführung  der
„Pendlerpauschale“, die den Etat mit 3 Milliarden € im Jahr belastet hätte –
doch diese Summen sind heute nur noch „Peanuts“.

Der Zusammenbruch des internationalen Finanz -und Kreditsystems macht
bei der Bundesregierung die Taschen richtig locker, wurden bislang schon
mehr als 20 Milliarden € in „notleidende“ Banken gesteckt, zuletzt nochmal
50 Milliarden in den größten deutschen Immobilienfinanzierer Hypo Real
Estate – wird jetzt ein Fond in Höhe von 2.5 Jahreshaushalten des Bundes
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(ca.190 Milliarden€) aufgelegt und das noch im Eilverfahren. Hier zeigt sich
ein grundlegender Charakter des bürgerlichen Staates – die Mehrheit wird
beherrscht und dem Arbeitsmarkt zugefügt, für die besitzende Minderheit
werden Profite ermöglicht und Verluste übernommen. Wenn wir uns fragen
woher das viele Geld plötzlich kommt, ob im Kanzleramt die ganze Nacht die
Druckerpresse läuft, so ist die Antwort ganz einfach – die 500 Milliarden sind
ein Kredit der Bundesbank, also bei den Steuerzahlern Deutschlands.

Die Krise ist eingetreten weil das Kreditsystem, d.h. die Rückzahlung der
einzelnen Kredite  inklusiver  Zinsen zusammen brach –  zunächst  bei  den
amerikanischen Hausbesitzern, die die Zinsen und Abzahlungen nicht mehr
zahlen konnten dann bei ihren Banken die dann ihre Kredite und Zinsen net
bezahlen  konnten  usw.  Jetzt  wird  uns  erzählt  das  die  „Hilfspakete“,  die
Staatskredite die Lösung dieser Krise sind, was passiert wenn ganze Staaten
pleite gehen erleben derzeit die Menschen auf Island und in Ungarn.

Während für die Banken die Verluste in Form von Aktienkursen und Bilanzen
auftreten und manch ein Besitzer wohl auf Dividende dieses Jahr verzichten
muss,  werden  wir  die  Auswirkungen  der  Krise  und  Staatskredite  direkt
abbekommen.  Für  die  Aufrechterhaltung  des  kapitalistischen  Kredit  und
Produktionssystems werden die „Steuerzahler“, d.h. alle Beschäftigten und
Arbeitslosen,  die  Rentner  und besonders  wir,  die  Jugend werden in  den
nächsten Jahre im wahrsten Sinne des Wortes die „Zeche zahlen“.

Schon seit 2007 steigen die Preise von Energie und Lebensmitteln weltweit,
während hier besonders die Benzinpreise im Vordergrund stehen, gab es
2007/2008 in fast 40 Ländern weltweit Proteste und Widerstand gegen die
gestiegenen Lebensmittelpreise,  welche in diesen Ländern das Überleben
Millionen und Milliarden Menschen gefährdet. Ebenfalls sind höhere Steuern
und  Abgaben  in  fast  allen  Industrieländern  absehbar  und  verstärkte
Kürzungen  der  öffentlichen  Ausgaben  im  Sozialbereich  liegen  in  den
Schubladen  –  diese  Kredite  der  Staaten  wurden  bei  der  Bevölkerung
aufgenommen, diese wird sie in den nächsten Jahren zu zahlen haben.



Der  Zusammenbruch  des  Kreditsystems  wird  zu  massiven  Stellenabbau
weltweit führen, vom heutigen Wissenstand rechnet die Arbeitsorganisation
der UNO mit dem Verlust von 20 Millionen Industriearbeitsplätzen bis Ende
2009.  Schon  heute  bricht  der  internationale  Automobilmarkt  ein,  die
Großkonzerne stoppen die Produktion, legen ganze Fabriken lahm. Ebenso
herrscht  jetzt  ein  verschärftes  Kreditsystem,  die  Unternehmen  und
Einzelpersonen bekommen weniger Kredite zu hohen Konditionen, dies wird
vor allem den Mittelstand und das Handwerk treffen.

Die  bürgerliche  Darstellung  für  die  Gründe  der  Krise,  wie  auch  die
Darstellung der offiziellen „Linken“ von Linkspartei, DGB oder Attac erklärt
diese Krise mit gierigen Managern, einem Casino oder Raubtierkapitalismus
und dem Ende des „Neoliberalismus“ in der Weltwirtschaft – nun gäbe es die
Möglichkeit zu einem „normalen“ Kapitalismus zurück zukehren. Leider ist
es gerade dieser „normale“ Kapitalismus der die Grundlage für das Finanz
und Kreditsystem ist und somit auch für derzeitige Krise.

Wir  von  REVOLUTION  bezeichnen  diese  Epoche  des  Kapitalismus  als
Imperialismus – mit Imperialismus ist damit nicht allein Militär, Krieg und
Besatzung  gemeint,  sondern  vor  allem  das  Stadium der  kapitalistischen
Wirtschaftsordnung. Schon vor und während des 1.Weltkrieges analysierten
verschiedene  Theoretiker  der  Arbeiterbewegung  (Lenin,  Hilferding,
Luxemburg)  den  Imperialismus,  die  wesentliche  Erscheinungsform  des
Imperialismus war damals und heute die Konzentration und Monopolisierung
des Kapitals und die daraus entstehende Herrschaft des Finanzkapitals in der
kapitalistischen Ordnung. Das Banksystem agiert als Arm der Bourgeosie um
die eigenen Profiterwartungen und Verhältnisse weltweit in allen Märkten
durchzusetzen. Die Kredite sind die ehemaligen Profite der Bourgeosie und
werden nun andere verliehen mit dem Auftrag neuen Profit  zu erlangen,
dafür  entrichtet  der  Schuldner  den  Zins.  Dieses  System  entsteht  nicht
aufgrund  „gieriger  Manager“  oder  ähnlichen  pseudo-linker  Erklärungen,
sondern  aufgrund  des  privaten  Besitzes  an  Produktionsmitteln  und  der
privaten  Aneignung  von  Profit  –  dies  ist  die  Grundlage  für  Finanz  und
Kreditsystem, also auch verantwortlich für den aktuellen Zusammenbruch.



Wenn attac, Linkspartei und Gewerkschaften nun das Hohelied auf einen
„regulierten“  Kapitalismus  singen,  müssen  alle  konsequenten
AntikapitalistInnen gemeinsam den Kampf gegen das System von Besitz &
Profit  aufnehmen.  Diese  Krise  offenbart  die  „Fäulnis“  (Lenin)  des
Kapitalismus im imperialistischen Stadium, das System selbst löst sie mit der
massiven  Vernichtung  von  Produktionsmitteln  -und  Kapazitäten,  mit
massiven  Angriffen  auf  die  Lohnabhängigen  und  Armen weltweit  –  zwei
Weltkriege sind Zeuge der kapitalistischen „Krisenlösung“.

Heute müssen wir uns gegen alle kommenden Angriffe organisieren, in der
Jugend, in der ArbeiterInnenklasse, in der Stadt, im Staat und international.
Das kapitalistische System hat abgewirtschaftet, es tötet täglich tausende
durch  Krieg,  Hunger  und  Armut,  es  zerstört  die  ökologischen
Lebensgrundlagen der Menschheit – hier hilft keine „Regulation“, hier hilft
nur die sozialistische Revolution!

Für  die  kommenden  Kämpfe  dürfen  wir  nicht  an  Illusionen  von  einem
„regulierten Kapitalismus“ glauben, wir dürfen nicht die Politik von Attac und
Linkspartei stützen, die jetzt die Möglichkeit sehen ihre Vorstellungen von
Kapitalismus  umzusetzen  –  wir  müssen  einen  antikapitalistischen
kämpferischen  Abwehrkampf  organisieren  –  wir  zahlen  nicht  die  500
Milliarden€!

Wir fordern:

– Offenledung der Geschäftsbücher, Konten und Finanzpläne! Nur so ist es
der
ArbeiterInnenklasse und der Jugend überhaupt möglich, sich einen Überblick
über die Wirtschaft zu verschaffen. Nur so sind wir fähig zu unterscheiden,
was uns wirklich droht und was nur Drohung ist!

– Gleitende Skala der Löhne und Sozialeinkommen gegen die Inflation! Kein
weiterer Sozialabbau und Lohnraub!

– Mindestlohn und Mindesteinkommen, finanziert aus progressiver (mit Höhe



des  Besitzes  steigender)  Besteuerung  der  Reichen,  der  Kapitalisten  und
Vermögensbesitzenden!

–  Enteignung  der  Banken,  Anlagefonds,  Devisen-,  Warentermin  -und
Aktienbörsen  sowie  deren  Zusammenlegung  zu  einer  einheitlichen
Staatsbank  und  ArbeiterInnenkontrolle!

– Enteignung der großen Konzerne und ArbeiterInnenkontrolle – beginnend
mit allen Unternehmen, die drohen Löhne zu kürzen und ArbeiterInnen zu
entlassen! Senkung der Arbeitszeit bei vollem Lohnausgleich!

Truppen raus aus Afghanistan!

Truppen raus aus Afghanistan!!!
Aufruf zur Großdemonstration in Berlin und Stuttgart am 20.September 2008

REVOLUTION September 2008

Seit  sieben  Jahren  ist  Afghanistan  von  ausländischen  Truppen  unter
Federführung der NATO besetzt. Der Krieg in Afghanistan war der Auftakt
der  Bush-Doktrin,  des  „Krieges  gegen  den  Terrorismus“,  welcher  so
genannte  „Präventivschläge“  gegen  „Schurkenstaaten“  rechtfertigen  soll.
Der Krieg in Afghanistan ist Sinnbild einer Weltordnung, in der militärische
Gewalt zum Alltag gehört und sich der Imperialismus gezwungen sieht, seine
Interessen  immer  aggressiver  durchzusetzen.  Ein  Bündnis  aus
Organisationen der Friedensbewegung, der LINKE, der DKP und anderen
reformistischen Organisationen ruft  unter  dem Motto „Dem Frieden eine
Chance  geben  –  Truppen  raus  aus  Afghanistan“  zu  zwei  zentralen
Demonstrationen  in  Berlin  und  Stuttgart  am  20.  September  auf.  Wir
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unterstützen diese Demonstrationen und rufen ebenfalls dazu auf, sich daran
zu beteiligen!

Der Einsatz und seine Bedeutung

Nach  dem  11.September  hat  Gerhard  Schröder  euphorisch  verkündet,
Deutschland werde den USA mit „uneingeschränkter Solidarität“ bei dem
„Krieg gegen den Terrorismus“ zur Seite stehen. Die innerimperialistischen
Differenzen sollten erst 2 Jahre später bei dem Krieg gegen den Irak sichtbar
werden,  zunächst  war  man sich  einig,  dass  Afghanistan angegriffen  und
besetzt  werden  muss.  Seitdem  stellt  Deutschland  nach  den  USA  und
Großbritannien die drittgrößte Truppenstärke für den Einsatz der NATO zur
Verfügung  (derzeit  3300  deutsche  Soldaten).  Für  die  afghanische
Bevölkerung hat sich seit der Besatzung wenig verbessert, aber das ist auch
nur der vorgeschobene Grund des Einsatzes.

Der damalige Bundesverteidigungsminister Peter Struck lieferte 2003 die
strategische  Begründung  für  den  Afghanistaneinsatz  nach.  Im  Zuge  der
„Verteidigungspolitischen Richtlinien“ 2003 erklärte er, Deutschland werde
heutzutage  auch  „am  Hindukusch  verteidigt“.  Die  Richtlinien  sind  ein
Meilenstein des deutschen Imperialismus nach dem 2.Weltkrieg, denn zum
ersten Mal seitdem werden Auslandseinsätze der Bundeswehr offiziell und
ohne spezifische Begründung gerechtfertigt. Die Bundeswehr wird von der
„reinen Landesverteidigungsarmee“ umgebaut zu einer modernen, mobilen
Einsatzarmee,  die in der Lage ist,  Präventivschläge auf der ganzen Welt
innerhalb kürzester Zeit durchzuführen. Das spielt eine wichtige Rolle im
Zusammenhang der Konkurrenz der imperialistischen Lager USA und EU. Im
Zeitalter  der  sich  abzeichnenden  Rohstoffknappheit  ist  es  unbedingt
notwendig,  seine  Interessen  auch  militärisch  durchsetzen  zu  können.

Die Vorherrschaft des amerikanischen Imperialismus begründet sich neben
seiner ökonomischen Dominanz vor allem auf seine militärische. Die EU, und
allen voran Deutschland und Frankreich, haben dies erkannt, und so wurde
ebenfalls 2003 auch der Entwurf für eine Verfassung für Europa vorgelegt.
Dieser beinhaltet als eines seiner wichtigsten Projekte die Schaffung einer



„Gemeinsamen  Außen-  und  Sicherheitspolitik“  sowie  eine  „Gemeinsame
Verteidigungspolitik“.  Darin  wird  das  Konzept  der  präventiven
Kriegshandlungen weltweit festgeschrieben und de facto einen Zwang zur
Aufrüstung  für  die  einzelnen  Mitgliedsstaaten  (Artikel  III-210  und  I-40)
installiert.

Bekanntlich ist die Verfassung an dem Nein der Franzosen und Niederländer
im Jahr 2005 gescheitert, doch davon lässt sich das europäische Kapital nicht
entmutigen. Seitdem wird versucht, die Verfassung mit den „Vertrag von
Lissabon“ durch die Hintertür einzuführen, welcher diese Punkte natürlich
ebenfalls  beinhaltet.  In diesem Kontext wird deutlich:  Peter Struck hatte
Recht,  er  hat  sich  nur  aus  Versehen  in  der  Hektik  etwas  undeutlich
ausgedrückt.  Es  müsste  heißen:  „Die  Interessen  des  deutschen  Kapitals
werden heute am Hindukusch verteidigt.“

Die Friedensbewegung

Der Afghanistaneinsatz hat eine strategische Bedeutung in der europäischen
Außenpolitik,  und  jede/r  ernsthafte  Anti-Imperialist/in  sollte  sich  dieser
Bedeutung bewusst sein. Deshalb ist es absolut notwendig, gegen diesen
Einsatz zu mobilisieren und an den Protesten teilzunehmen. Doch innerhalb
der Bewegung gegen die Besatzung herrscht keineswegs Konsens über die
politischen Forderungen, die zu stellen sind.

Bereits vor einem Jahr, am 15.September 2007, rief ein ähnliches Bündnis zu
einer bundesweiten Demo nach Berlin auf. Mit 6000-8000 Teilnehmer/innen
war  die  Aktion  eher  enttäuschend.  Damals  wurde  bereits  der  desolate
Zustand der Friedensbewegung deutlich. In den politischen Beiträgen auf der
Demonstration wurde lediglich die Art und Weise des Einsatzes kritisiert,
nicht jedoch seine politische Bedeutung analysiert und noch viel weniger zum
Widerstand  gegen  den  imperialistischen  Besatzungskrieg  aufgerufen.  Die
Meinungsführer der Linken streuen weiterhin die Illusion eines „humanitären
Militäreinsatzes“.  Diese  Idee  spiegelt  sich  auch  in  dem aktuellen  Aufruf
wieder.  Die  Vorstellung,  die  deutsche  (oder  auch  irgendeine  andere
imperialistische) Armee könne in Afghanistan (oder auch sonst wo auf der



Welt)  eine  fortschrittliche,  humanitäre  Rolle  spielen,  spricht  deren
eigentlicher Aufgabe hohn, die darin besteht, die Interessen des deutschen
(amerikanischen,  französischen,  europäischen…)  Kapitals  militärisch
durchzusetzen. Deshalb muss die Legitimität von Einsätzen der Bundeswehr
egal unter welchem Deckmantel konsequent bekämpft und entlarvt werden,
anstatt einen Einsatzes wegen dessen mangelnder Ausführung zukritisieren.
Wir von REVOLUTION lehnen jeglichen Militäreinsatz der imperialistischen
Staaten ab. Wir wollen keine neue EU Armee, die Milliarden € kostet und
globale Kriege führen soll  – wir wollen den Abzug aller imperialistischen
Besatzungstruppen! Bereits vor einem Jahr haben wir vorgeschlagen, eine
antiimperialistische Koordinierung zu schaffen, um den Widerstand gegen
Krieg zusammenzuführen und ihm einen revolutionären Inhalt zu geben.

Unsere Forderungen:

• Truppen raus aus Afghanistan! Beteiligt  Euch an den Demonstrationen
gegen die Besatzung Afghanistans am 20.September in Berlin und Stuttgart!

• Für den Abzug sämtlicher Besatzungstruppen! Bundeswehr raus aus dem
Kosovo, dem Libanon, dem Sudan, aus Bosnien-Herzegowina und dem Horn
von Afrika!

• Für den Aufbau einer antiimperialistischen Koordinierung!! Tretet mit uns
in  Kontakt ,  wenn  ihr  den  konsequent  revo lut ionären  und
antiimperialistischen  Widerstand  koordinieren  wollt!

•  Für  die  Solidarität  mit  dem Widerstand in  den besetzten Staaten und
Gebieten!!



Lehren aus Heiligendamm 2007
September 2007

Bei den Protesten gegen den G8-Gipfel 2007 in Heiligendamm wurden viele
wichtige Fragen innerhalb der antikapitalistischen Bewegung aufgeworfen.
Eine zentrale Frage davon war – wie steht die Bewegung zur Gewalt?

Die  Frage  kam  natürlich  sehr  stark  nach  den  Ausschreitungen  bei  der
Großdemonstration am 02.06. in Rostock auf. Die Art und Weise, wie mit der
Frage umgegangen wird, zeigt jedoch wie wenig der Inhalt  dieser Frage
verstanden wird.  Bei  der Frage geht es nämlich keineswegs darum, wer
welchen Stein wann und wo geworfen hat, sondern um zentrale politische
Grundsatzfragen der antikapitalistischen Bewegung. Die Frage der Gewalt
geht zurück auf die Frage, welchen Charakter der Staat im Allgemeinen und
der kapitalistische Staat im Speziellen besitzt und wie wir dazu stehen. Die
Reformisten von Linkspartei  und Attac hatten schon vor Ende der Demo
entschieden auf welcher Seite sie stehen – Möchtegernanalysten a lá Peter
Wahl, attac („Die Polizei ist nicht unser Feind, sondern ein Instrument“) und
direkte  Angriffe  auf  die  sich  verteidigenden  Demonstranten  a  lá  Lutz
Brangsch und Michael Brie, Rosa-Luxemburg-Stiftung („In Rostock hat eine
kleine Minderheit von gewaltausübenden Gruppen das Anliegen der großen
Mehrheit bewusst bekämpft.“) Damit spalteten diese Wortführer den Protest
in „Gut & Böse“ und machten direkt das Spiel von Polizei und bürgerlichen
Medien mit.

Militanz
Es gab und gibt nicht wenige Stimmen, die eine komplette Ablehnung von
militanten Aktionsformen, in welcher Art auch immer, fordern. Aussagen wie
„so erreichen wir gar nichts“ oder „ihr seid genauso wie die“ erfreuen sich
nicht selten breiter Zustimmung in den Kreisen der „gemäßigten“ Linken.
Über die Bedeutung ihrer Worte sind sich die meisten dieser Leute leider
selten  bewusst.  In  der  Diskussion  über  Ausschreitungen  bei  einer
Großdemonstration  in  Deutschland  kommen  sie  sofort  zu  dem  Schluss,
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jegliche Gewalt sei generell abzulehnen, ohne sich im Geringsten mit dieser
Frage auseinander zu setzen! Gewalt, oder besser gesagt Militanz, bedarf
einer  sehr  weiten  Definition.  Militante  Aktionsformen  gegenüber  der
Staatsgewalt treten in sehr unterschiedlichen Formen und Zusammenhängen
auf. Sie reichen von symbolischer Sachbeschädigung, Steine werfen gegen
Polizisten,  über  Straßenkämpfe  gegen  Privatisierungen  (Bolivien),
gewaltsamen Kampf gegen die Apartheid (Südafrika) bis hin zu militärischer
Organisation als Guerilla (Asien, Lateinamerika, Kurdistan, Palästina). All das
sind Formen von Militanz, oder wie der sozialdemokratische Moralapostel
sich  empört,  Gewalt.  Interessanterweise  sind  viele  Reformisten  aus
Linkspartei und attac bei der Beurteilung anderer Länder weitaus radikaler
als bei der Betrachtung von Deutschland. Wie viele Reformisten reden mit
glänzenden Augen über die kubanische Revolution, oder den Kampf gegen
das  Apartheidregime  in  Südafrika,  beides  hochmilitante  Kämpfe,  um  im
nächsten Moment sich über die „Gewaltbereitschaft“ mancher Jugendlicher
zu empören? Es reicht ein Blick ins europäische Ausland. Fanden wir es nicht
alle  toll,  dass  die  französischen Jugendlichen das  CPE-Gesetz  verhindern
konnten?

Zusammenfassend  stellen  wir  fest,  dass  Militanz  in  unterschiedlichen
Ländern,  in  unterschiedlichen  Situationen  unter  unterschiedlichen
Bedingungen ausgeübt wurde und wird. Diese Frage auf ein simples „Wir
sind gegen jede Art von Gewalt!“ zu reduzieren, ist ein sehr voreiliger und
kurzsichtiger Schluss.

Der kapitalistische Staat
Um diese Frage zu verstehen, ist es unbedingt notwendig, sich über den
Charakter und den Inhalt des kapitalistischen Staates bewusst zu werden.
Welche Aufgabe hat  der  Staat,  und wie gehen wir  mit  ihm um? In den
verschiedenen  sozialdemokratischen  und  bürgerlichen  Ideologien  wird
immer  wieder  der  Eindruck  vermittelt,  der  Staat  sei  neutral,  er  würde
gewissermaßen über der Gesellschaft stehen und für einen Ausgleich sorgen.
Besonders  das  Modell  des  Sozialstaats  in  Deutschland hat  diese  Illusion
gefestigt. Und so kommen auch Herren wie Peter Wahl zu der scharfsinnigen



Analyse, dass die Polizei doch nicht unser Feind, sondern nur ein Instrument
sei. Bleibt die Frage, wessen Instrument, zu welchem Zweck, und wie gehen
wir damit um?

Karl Marx und Friedrich Engels haben den Charakter des Staates genauer
definiert.  Nach ihnen ist  der Staat  nicht  von außen auf  die  Gesellschaft
aufgezwungen, sondern ein Produkt der gesellschaftlichen Entwicklung. Die
Notwendigkeit eines Staates ist überhaupt nur gegeben, weil es verschiedene
Klassen mit unterschiedlichen Interessen gibt. So ist die Formation eines
Staates immer die Herrschaft einer Klasse über eine andere Klasse. Im alten
Rom  herrschten  die  Patrizier  über  die  Plebejer,  im  Mittelalter  die
Feudalherren  über  die  Handwerker  und  Bauern,  im  Kapitalismus  die
Kapitalisten  über  die  ArbeiterInnen.  Egal  wie  die  Ausgestaltung  des
kapitalistischen  Staates  auch  sein  mag,  Militärdiktatur,  konstitutionelle
Monarchie  oder  „Sozialstaat“,  er  behält  immer  seinen  Zweck  bei:  die
Sicherstellung der ökonomischen und politischen Macht der Kapitalisten und
Bereitstellung  der  Infrastruktur,  um produzieren  und  Profit  erzeugen  zu
können  (d.h.  die  Arbeiterklasse  ausbeuten  zu  können).  Der  Staat  steht
keineswegs  außerhalb  oder  über  den  gesellschaftlichen  Verhältnissen,
sondern  geht  aus  diesen  hervor  und  hat  den  einzigen  Zweck,  diese  zu
erhalten.

Was bedeutet diese Analyse für uns, wenn wir die Welt verändern wollen,
was wir doch alle wollen? Attac sowie z.B. die Block-G8-Kampagne gingen an
die Aktionen zum G8-Gipfel so heran, dass sie mit der Polizei, d.h. mit dem
Staat,  zusammenarbeiten  wollten,  um  „Ausschreitungen  zu  verhindern“.
Welch Illusionen in den bürgerlichen Staat! Wir wollen die Welt verändern,
d.h. die momentanen gesellschaftlichen Verhältnisse verändern, überwinden!
Der bürgerliche Staat hat aber die Aufgabe, genau diese Verhältnisse zu
erhalten!

Dieses  Verhalten  von  der  Attac  Führung ist  leicht  begründbar.  In  ihren
„Theoriezirkeln“  werden  Begriffe  a´la  „Gegenmacht“  und  „Multitude“
benannt – so soll um „Hegemonie“ im politischen Diskurs gekämpft werden.
Hört sich vielleicht hochtrabend an, ist es aber nicht – Attac möchte Diskurse
und Meinungen beeinflussen, will alternative Medien aufbauen oder mal als



Regierungsberater für bürgerliche Linksregierungen arbeiten. Attac will die
aktuelle  Politik  des  „Neoliberalismus“  bekämpfen,  aber  nicht  Grundlage
jeder bürgerlichen Politik – den kapitalistischen Staat selbst!

Sie  verbreiten  I l lusionen  vom  sozialen  Kapital ismus  in  der
antikapitalistischen  Bewegung,  von  gewaltlosem  Kampf  und  gerechter
Weltregierung  –  diese  Spitze  des  illusorischen  Reformismus  nennen  sie
„Global Gouvernance“. Dafür will Attac die „Öffentlichkeit“ erobern, gegen
einen Staat mit hunderttausenden bewaffneten Polizisten und Soldaten will
Attac nicht kämpfen oder Widerstand leisten,  sie wollen die herrschende
Klasse aufklären und überzeugen! – vielleicht hätten auch die Sklaven früher
nur mal mit dem Sklavenhalter reden und ihn von der Ungerechtigkeit seines
Tuns überzeugen müssen um in Freiheit zu gelangen – die „Strategien“ von
Attac sind pure Heuchelei!

So fällt Attac eher mit „öffentlichkeitswirksamen“ Aktionen auf. So konnten
wir in Rostock amüsiert bestaunen, wie eine Gruppe von AktivistInnen den
G8 die Weltkugel aus ihren Fängen entrissen. Nur wie man/frau denn in der
Praxis  die  Welt  aus  den  Fängen der  G8 befreien  soll,  wie  organisierter
Widerstand gegen die Herrschaft  der G8 aufgebaut werden kann, darauf
haben die Attacies keine Antwort!

„Die  globalisierungskritischen  Bewegungen  kämpfen  vor  allem  um  die
Wortführerschaft in der Öffentlichkeit, um auf diese Weise die Grundlagen
für das Handeln der Herrschenden zu verändern.“, schreiben Lutz Brangsch
und  Michael  Brie  in  ihren  Ausführungen  über  die  Ausschreitungen  in
Rostock,  so  hört  sich  das  dann bei  den  Strategen der  Rosa-Luxemburg-
Stiftung von der Linkspartei an.

Schlussfolgerungen
Die Diskussion um Militanz/Gewalt  und den Staat dieses Jahr in Rostock
haben eine weitere entscheidende Frage der antikapitalistischen Bewegung
in den Vordergrund gerückt – nämlich die der politischen Führung!

Wenn  Attac  Lobbyisten  und  festbezahlte  Parteistrategen  den  Kurs  der



Bewegung  bestimmen,  dann  ist  es  ihr  Ziel  diesen  Widerstand  in  das
bürgerliche System zu integrieren. Die Linkspartei will mitregieren, betreibt
als  Juniorpartner  der  SPD  in  Berlin  und  vorher  schon  Mecklenburg-
Vorpommern astreine neoliberale Politik und will dies auch auf Bundesebene
ab 2009. Andere „Bewegungslinke“ sind die informelle Führung, d.h. von der
Basis  nicht  gewählt,  sondern  durch  Absprachen  der  beteiligten
Organisationen  besetzte  Gremien.

Diese dominieren in der Sozialforumsbewegung, diese ist unter Kontrolle der
linken  Gewerkschaftsbürokraten  und  den  Linksparteien  –  zusammen  mit
k l e i n b ü r g e r l i c h e n  G r u p p e n  w i e  A t t a c  u n d  m a n c h
„kommunistischer/revolutionärer“ Rückendeckung ehemaliger stalinistischer
Parteien bestimmen sie den Kurs der antikapitalistischen Bewegung. Gerade
Rostock  2007  hat  gezeigt  das  die  kämpferische  antikapitalistische  Linke
gemeinsam den Kampf gegen diese reformistische und pazifistische Führung
aufzunehmen.

Was  notwendig  ist,  um  die  Welt  zu  verändern,  um  Hunger,  Krieg,
Ausbeutung, Rassismus, Umweltzerstörung etc. in die Geschichtsbücher zu
verbannen, ist der Sturz der Herrschenden und ihres Systems.

Deshalb muss auch über die Frage der Militanz diskutiert werden. Sich von
vorneherein festzulegen, auf gar keinen Fall Gewalt anzuwenden, bedeutet
sich geschlagen zu geben,  wenn der  Staat  mit  Polizei  und Militär  seine
Ordnung schützt.  Die Aufstände in Oaxaca (Mexiko)  z.B.  in diesem Jahr,
haben gezeigt wie der Staat gegen den Widerstand vorgeht – Milizen und
Militär töteten und verschleppten Hunderte der Aktivisten,
mit fast allen Mitteln wurde der Widerstand bekämpft.

Also stellen wir fest: um die Welt letztendlich zu ändern, wie es immer so
schön heißt, also um den Kapitalismus abzuschaffen, müssen wir letztendlich
bereit  sein,  uns  zu  verteidigen  und  die  Revolution  auch  mit  Waffen  zu
erkämpfen.  Das  abzuweisen,  bedeutet  leider  in  letzter  Instanz,  die
Verhältnisse zu akzeptieren,  das Elend von Millionen und Milliarden von
Menschen. Die Anwendung von Militanz wird in verschiedenen Ländern in
verschiedenen  Situationen  notwendigerweise  anders  aussehen.  Natürlich



haben auch die Autonomen den Inhalt der Frage der Gewalt, der Frage des
Charakter des Staates, in keinster Weise verstanden, indem sie die Gewalt
zum  Selbstzweck  erheben,  zum  Inhalt  ihrer  Politik,  Überbringer  ihrer
Botschaften. Damit werden sie nie die Arbeiterklasse von der Notwendigkeit
einer Revolution überzeugen, und ohne die Arbeiterklasse werden sie nie
eine Revolution machen.

Die Frage der Militanz, ob und wie sie angewendet wird, ist letztendlich eine
Frage der Taktik, die in einer gewissen Situation angewendet werden muss.
Sich von vorneherein jegliche Militanz zu verbieten, bedeutet sich die Hände
zu binden. Und weiter: sich bei der Frage auf die Seite der Polizei und des
Staates zu stellen, bedeutet die Bewegung zu verraten!

Dagegen müssen wir einen breiten kämpferischen Widerstand koordinieren,
die aniimperialistischen und revolutionären Gruppen müssen gemeinsam den
Kampf um die Führung in der Bewegung beginnen – für neue revolutionäre
Parteien,  eine  neue  Jugendinternationale  –  für  den  Aufbau  der
5.Internationalen  der  revolutionären  Arbeiterbewegung!

Statement  zum  G8-Gipfel  2007
in Heiligendamm

7  Tage,  die  die  Bourgeoisie
erschütterten
Politische  Stellungnahme  von  REVOLUTION-Deutschland  zu  den  G8-
Protesten  2007  in  Heiligendamm  und  Umgebung

https://onesolutionrevolution.de/statement-zum-g8-gipfel-2007-in-heiligendamm/
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Der G8-Gipfel in Deutschland ist vorbei. Bei keinem anderen Ereignis der
letzten  Jahre  ließ  sich  so  gut  erkennen,  in  welcher  Situation  sich  die
herrschende  Klasse  und  ihr  Staatsapparat  auf  der  einen  sowie  die
antikapitalistische Bewegung auf der anderen Seite befinden. In den 7 Tagen
des Protestes zeigten sich deutlich die Strategie der Polizei und der großen
Medien, die Entwicklung der antikapitalistischen Bewegung und die ihrer
verschiedenen Strömungen.

Der Staatsapparat

Der Staatsapparat war nervös. Mit einem millionenschweren Aufgebot von
Sicherheitszaun,  16  000  Polizei-Sicherheitskräften,  Wasserwerfern,
Tränengas,  Sondereinsatzkommandos,  Hubschrauber,  Schnellboote  usw.
versuchte  die  Bundesregierung,  den  Gipfel  abzuschotten  und  die
Demonstranten  zu  bekämpfen.  An  diesen  Vorbereitungen  und  an  den
Reaktionen der Presse ist deutlich zu erkennen, dass die Bewegung nicht
mehr  ignoriert  werden  kann.  Normalerweise  werden  Proteste  klein
geschwiegen,  diesmal  wurden  sie  hochstilisiert.  Der  Staat  hat  seine
Geschütze  aufgefahren,  und  hatte  natürlich  ein  Interesse  daran,  diese
einsetzen zu können. Die Strategie der Bundesregierung war klar erkennbar:
Ausschreitungen provozieren und die Bewegung kriminalisieren, um richtig
losschlagen und den Aufwand rechtfertigen zu können. Es ging hier ganz klar
um eine Diffamierung der Bewegung in der Bevölkerung. Über die Woche
verteilt muss man sagen, dass diese Strategie nicht voll aufgegangen ist.
Nach der großen Demonstration am Samstag sah es zwar danach aus, und
Merkel  konnte  ankündigen,  jetzt  erst  richtig  loszuschlagen,  die  weitere
Woche verlief jedoch nicht ganz in ihrem Sinne. Es stellte sich heraus, dass
bei der Demonstration am 04.06. sowie bei den Blockadeaktionen am 06.06.
und  07.06.  der  schwarze  Block  nicht  mehr  so  sehr  für  ihre  Interessen
instrumentalisiert werden konnte wie am 02.06. auf der Großdemonstration.
Es wurde mehrmals angekündigt und auch versucht, die Camps in Rostock
und Reddelich zu stürmen, das Camp in Wichmannsdorf wurde gestürmt,
doch  die  Polizei  konnte  keine  größere  Eskalation  mehr  provozieren.
Nachdem die Polizei die Demonstration am Montag, 04.06. weder auflösen



noch provozieren konnte, agierte sie bei den Blockaden sichtlich verstört und
es  drohte  ihr,  teilweise  die  Kontrolle  zu  verlieren.  Insgesamt  muss  man
sagen, dass die Proteste gegen die Staatsgewalt ein voller Erfolg waren!

Der „schwarze Block“

Der große Aufhänger der ganzen Proteste war wieder einmal der schwarze
Block. Die Medien versuchten geschlossen, die ganze Bewegung in diese
Ecke zu stellen und der Polizei ihr Vorgehen zu rechtfertigen. Festzuhalten
ist aber folgendes: erstens die Polizei war auf einen
Angriff  aus,  hat  Tausende attackiert  und u.a.  Wasserwerfer  gegen diese
eingesetzt.  Es  wäre  vollkommen naiv  zu  meinen,  dass  es  keinen Angriff
gegeben hätte, wenn der „Schwarze Block“ nicht „provoziert“ hätte.
Zweitens hatten die Organisatoren der Demonstration von Haus aus jede
Überlegung an einen organisierten Schutz der Manifestation abgelehnt und
diesen  der  Polizei  „überlassen“,  obwohl  schon  Wochen  zuvor  gegen  die
AktivistInnen  gehetzt  wurde.  Umso  schneller  waren  sie  dann  bei  der
Distanzierung  vom  „Schwarzen  Block“  und  von  der  „Gewalt“,  Die
Verteidigung  der  Demonstration  war  gerechtfertigt  und  legitim.  Es  war
richtig, sich gegen die Polizei und Staatsgewalt zur Wehr zu setzen. Diese
Erkenntnis hatten offenkundig viele – und genau das wie auch die Weigerung
tausender  sich  dem  „Distanzierungsritual“  der  Spitzen  von  attac  oder
Linkspartei  anzuschließen,  hat  auch  zur  Hetze  in  den  Medien  geführt.
Wir solidarisieren uns mit allen, die Widerstand geleistet haben und fordern
die Niederschlagung aller Verfahren und die Aufhebung aller Schnellurteile.
Selbstverteidigung ist kein Verbrechen!
Allerdings kritisieren wir die Taktik des „schwarzen Blockes“. Unser Ziel ist
es,  Demonstrationen organisiert gemeinsam zu verteidigen, um damit ein
bestimmtes politisches Ziel zu erreichen, den größtmöglichen Schutz und die
größtmögliche Organisiertheit zu erreichen.
Die Taktik der Autonomen Bewegung ist eine andere. Sie geht nicht von den
politischen Zielen einer Bewegung oder einer Allianz aus, sondern von den
mehr  oder  weniger  koordinierten  Entscheidungen  von  Kleingruppen.  In
diesem Sinne ist sie individualistisch und kleinbürgerlich.



Vor allem aber ist sie nicht geeignet, die Organisiertheit „nicht autonomer“
Massen voranzubringen, die letztlich nur Staffage im autonomen Konzept
sind. D.h. aber auch, dass diese auf die Rolle wohlwollender, aber letztlich
passiver ZuarbeiterInnen beschränkt werden müssen.
Ein  solches  Konzept  ist  letztlich  ungeeignet,  eine  Politisierung  und
Organisiert  voranzutreiben.
Wir  verurteilen  also  die  Autonomen  nicht,  weil  sie  „gewalttätig“  oder
„radikal“ sind, sondern weil  sie eine falsche Taktik im Kampf gegen das
herrschende System anwenden.

Reformisten um attac und Linkspartei

Aber mindestens genauso, wie wir die Autonomen und ihre politische Taktik
verurteilen,  verurteilen  wir  die  reformistischen  Führer  um  attac  und
Linkspartei!

In den 7 Tagen um Heiligendamm ist die Diskussion innerhalb der Bewegung
sehr fortgeschritten, vielen AktivistInnen wurden die Augen geöffnet. Das ist
es, was wir immer gefordert und befürwortet haben: wir müssen innerhalb
der Bewegung für die richtige Politik ringen, und das mit offenen Karten. Die
Ereignisse  in  Rostock  haben  die  reformistischen  Führer  von  attac  und
Linkspartei  endlich  dazu gezwungen,  ihre  Karten offen zu  legen!  In  der
Aktion sehen wir, wer auf welcher Seite steht! Und wir haben gesehen, wie
diese Führungen sich beeilt haben, der Polizei beizustehen. Sie stellen sich
auf  die  Seite  des  Staatapparats.  Genau  das  ist  der  Charakter  der
Reformisten. Die Taktik des schwarzen Blockes muss kritisiert und bekämpft
werden, aber sich dabei auf die Seite der Polizei zu stellen, bedeutet Verrat
an der Bewegung! Die Polizei hat die Eskalation provoziert, hat die ganze
Woche über versucht  weitere Eskalationen zu provozieren,  hunderte  von
Aktivistinnen und Aktivisten verhaftet,  Material  beschlagnahmt… Nur ein
Peter  Wahl  vom attac-Ko-Kreis  kann  hier  noch  zu  der  Schlussfolgerung
kommen, dass die Polizei sehr „de-eskalierend“ und „angemessen“ gehandelt
habe,  und  dass  die  Regierung  doch  überhaupt  kein  Interesse  an  einer
Eskalation  habe.  Wir  müssen  diese  Strömungen  in  der  Bewegung



entschieden und unversöhnlich auf der Grundlage eines klaren politischen
Programms  bekämpfen.  Die  Reformisten  ziehen  es  vor,  mit  dem
Staatsapparat  zu  verhandeln,  anstatt  die  Bewegung  voran  zu  bringen.
Genauso haben sie sich auch im Vorfeld der G8-Blockaden verhalten. Die
Blockaden der  beiden Hauptzufahrtsstrassen nach Heiligendamm wurden
Monate  zuvor  mit  den  Behörden  ausgehandelt.  Vor  Ort  wurden  diese
Blockaden  dann als  „Sieg  gegen  die  Polizei“  verkauft!  Diese  Führungen
agieren  wie  Bürokraten,  wie  Streikbrecher,  Agenten  des  Kapitals  in  der
Bewegung (bewusst oder unbewusst). Wenn wir die Bewegung voran bringen
wollen, müssen wir uns über den Charakter des Staates bewusst werden. Der
Staat ist dazu da, die herrschenden Verhältnisse zu erhalten. Wir haben diese
Woche gesehen, dass er alles daran setzt, auch nur den kleinsten Widerstand
zu unterdrücken. Wie kann man also davon reden, die Welt zu verändern,
und gleichzeitig den Staat und seinen Repressionsapparat in Schutz nehmen?
Diese Heuchlerei zeigt den wahren Charakter von attac, Linkspartei und Co.

Nach dem Gipfel ist vor dem Gipfel!

Die  Proteste  gegen den G8-Gipfel  waren fast  vollständig  ein  Erfolg!  Die
Bewegung hat sich erfolgreich gegen die aggressive, voll ausgerüstete Polizei
gewehrt, die G8-Chefs konnten nicht in Ruhe tagen und es ist sozusagen
„Bewegung in die Bewegung“ gekommen. Selten zuvor wurden das Verhalten
und die  Ziele  der  verschiedenen Strömungen derartig  in  Frage  und zur
Diskussion gestellt.  Jetzt muss es weiter gehen! Die Bewegung muss vor
allem qualitativ voranschreiten. Deswegen werden wir gemeinsam mit allen
revolutionären  antikapitalistischen  Kräften  gegen  die  Führung  der
Reformisten innerhalb der antikapitalistischen Bewegung kämpfen. Ob die
Bewegung voranschreitet, hängt vor allem davon ab, wie viele Menschen sich
für eine revolutionäre Politik entscheiden, die auf der Grundlage fester Ziele
und Überzeugungen steht. Nur so und mit den richtigen Strategien können
wir voranschreiten und aus der Sackgasse gelangen, welche nach der Anti-
Kriegs-Bewegung und den verschiedenen Sozialforen entstanden ist. G8 2007
in Heiligendamm war nicht der Anfang; und schon gar nicht das Ende!



Es lebe die Revolution!

Besatzer raus aus Afghanistan!!!

KAMPF DEM KRIEG!!

Besatzungstruppen:  Raus  aus
Afghanistan
REVOLUTION September 2007

Wir,  die  kommunistische  Jugendorganisation  REVOLUTION rufen  am 15.
September  in  Berlin  zum  Protest  gegen  den  Afghanistan  Einsatz  der
Bundeswehr  auf.  Gemeinsam  mit  anderen  antiimperialistischen  Kräften
wollen unseren Widerstand gegen den sog. „Krieg gegen den Terrorismus“
auf die Straße bringen.

Seit 2001 befinden sich deutsche Soldaten im internationalen Kriegseinsatz.
Heute  sind  mehr  als  3200  Soldaten  in  Afghanistan  stationiert,  weitere
Truppen beim „Krieg gegen den Terrorismus“ sind die Marineeinheiten vor
der Küste des Libanons und zwischen Afrika und der arabischen Halbinsel.

Als die Kriege gegen die islamische Welt begonnen wurden, hörten wir viele
humane Kriegsbegründungen. Die kapitalistischen Mächte, mit den USA an
der  Spitze  versprachen  Freiheit  und  Demokratie,  versprachen  die
Gleichberechtigung  der  Frau  und  Frieden  und  Wohlstand  für  die
angegriffenen  islamischen  Gesellschaften.

Im Jahr 2007 können wir sehen was die USA und mit ihr im Schlepptau
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Deutschland  sich  unter  Demokratie  und  Frieden  vorstellen.  In  beiden
besetzten  Staaten,  Afghanistan  und  Irak  wurden  gehorsame
Marionettenregierungen eingesetzt, deren einzige Aufgabe darin besteht die
Interessen  der  imperialistischen  Mächte  umzusetzen  –  als  verlässliche
Stützpunkte  und  Rohstofflieferanten.  Die  Truppen  der  USA  und
Großbritanniens  führen seit  2001 einen blutigen Krieg gegen die  Völker
Afghanistans und des Iraks,  unzählige Luftangriffe  auf  Zivilisten und die
Folterkammern der Geheimdienste und des Militärs wie in Abu-Graib zeigen
das wahre Gesicht des „Kriegs gegen den Terrorismus“.

Bundeswehr in Afghanistan – ziviler Einsatz?

Von den täglichen Toten und dem immer schärfer werdenden Widersand der
besetzten  Völker  lässt  sich  die  deutsche  Bundesregierung  jedoch  nicht
schocken. Felsenfest wird der „zivile und humanitäre“ Einsatz betont, der
BRD sei nur am Wiederaufbau des Landes interessiert und in den deutschen
Regionen würde auch alles gut klappen, die Deutschen hätten ja nichts mit
dem heute  offenen  Krieg  im Süden Afghanistans  zu  tun.  Schließlich,  so
schlussfolgern alle bürgerlichen Politiker, sei die Bundeswehr als Teil der
„ISAF Mission“ nur am Wiederaufbau Afghanistans beteiligt, im Norden und
Osten des Landes.

In dem ISAF Kontingent sind Militärverbände verschiedenster NATO Staaten,
als  Besatzungs  –  und  Unterstützungstruppen  für  die  weiterhin  Krieg
führenden  US-amerikanischen  und  britischen  Truppen,  zusammengefasst.
Deutschland stellt  hier den größten Anteil,  die Bundeswehr ist  in Kabul,
Kunduz und Herat stationiert.

In Afghanistan sehen wir heute nichts von Frieden oder Freiheit, geschweige
denn Gleichberechtigung für  die  afghanische Frau.  Die  Verbündeten der
imperialistischen Besatzer mit Präsident Karsei an der Spitze regieren nach
alter reaktionärer Form, beuten das Volk aus und unterdrücken die Frauen
und die Jugend. Zwei Jahre in Folge gab es „Rekordernten“ in Afghanistan,
doch leider nicht um das in Armut vegetierende Volk zu ernähren, sondern
um  den  internationalen  Drogenhandel  zu  beliefern  –  in  Form  der
Mohn/Opium  Ernte.



Dies alles geschieht mit Absicherung der deutschen Soldaten, neben den
Forts  in  Afghanistan  hat  sich  die  Bundeswehr  auch  einen  Flughafen  im
benachbarten Usbekistan, für ein langes Engagement gekauft. Gleichzeitig
bilden Bundeswehr und Bundespolizei die Soldaten und Polizisten für Karsei
aus und sichern somit die eingesetzte Marionettenregierung.

Natürlich kommt auch das deutsche Kapital nicht zu kurz: Siemens/Nokia
baut  in  Afghanistan  das  Handy  Netz  auf,  Siemens/Thyssen  sind  an
Eisenbahnstrecken dran – viele deutsche Großkonzerne und Mittelständler
sind im „Protektorat“ vertreten.

Die „Linke“ und die Antikriegsbewegung

Während  wir  von  REVOLUTION  jeglichen  Mil itäreinsatz  der
imperialistischen  Staaten  ablehnen  und  zum  entschlossenen  Widerstand
gegen den Krieg aufrufen, sind andere Kräfte in der „Friedensbewegung“
teilweise offen für Militäreinsätze. Auch die Vertreter der „Linkspartei“ oder
des „Friedensratschlag“ argumentieren mit dem „zivilen Wiederaufbau“ für
internationale Einsätze,

aber nur unter dem Dach der UNO, so haben Abgeordnete wie Gregor Gysi
(Linke) den Sudan Einsatz von deutschen Soldaten nicht abgelehnt, da dieser
ja unter UN Mandat steht.

Diese  Vertreter  am  15.9  sind  keine  wirklichen  Vertreter  der
Friedensbewegung  und  schon  gar  nicht  Teil  des  antiimperialistischen
Widerstands.  Mit  einigen  pazifistischen  neutralen  Appellen  der
Bundestagsfraktion  hat  die  Linkspartei  sich  schon  heute  für  künftige
Militäreinsätze angeboten – unter der UNO ist alles in Ordnung, vielleicht
auch unter der EU oder NATO Flagge, genau wie die Grünen die 1998 beim
Jugoslawienkrieg  zugestimmt  haben  und  inzwischen  schon  selbständig
größere  Militäreinsätze  z.B.  im  Sudan  fordern.

Diese Kräfte sind auch nicht solidarisch mit dem Widerstand der besetzten
Völker  in  Afghanistan,  im  Irak  oder  in  Palästina  –  sie  kämpfen  nicht
zusammen mit den unterdrückten Klassen dieser Völkern, den Arbeitern und
Bauern und den Frauen und der Jugend.



Wir  von  REVOLUTION  wollen  einen  antiimperialistischen  und
internationalistischen Widerstand am 15.9 zeigen, d.h. Solidarität mit den
Unterdrückten und ihrem Widerstand und Kampf gegen den deutschen und
europäischen Imperialismus. Wir wollen keine neue EU Armee, die Milliarden
€  kostet  und  globale  Kriege  führen  soll  –  wir  wollen  den  Abzug  aller
imperialistischen  Besatzungstruppen.  Doch  das  werden  wir  nicht  durch
Appelle an die „Vernunft und an den Frieden“ erreichen wie viele Vertreter
am 15.9 vielleicht glauben mögen.

Dies erreichen wir nur wenn wir die Basis des globalen Imperialismus, für
internationalen  Krieg  und  Unterdrückung  –  den  kapitalistischen  Staat
angreifen!

Nur wenn eine antiimperialistische Bewegung der Beschäftigten und der
Jugend gemeinsam den kapitalistischen Staat, sein Produktionsverhältnis und
Militär  und  Polizei  bekämpft  kann  auch  der  Krieg  auch  außen  beendet
werden. Gerade die Jugend war in den Protesten gegen den Krieg in den
letzten Jahren sehr dynamisch, militant und aktiv, wie gegen den Irakkrieg
2003.

Diese Kriege betreffen direkt die Jugend der Welt, in den imperialistischen
Staaten werden sie  zum Krieg eingezogen,  in  den angegriffenen Staaten
getötet,  verfolgt  und  unterdrückt.  Die  internationale  Jugend  muss  sich
revolutionär  und  militant  gegen  diesen  globalen  Imperialismus  stellen,
unsere Zukunft wird heute entschieden und heute müssen wir auch mit dem
Kampf für unsere Zukunft beginnen.

Baut zusammen mit REVOLUTION an der Schule, in der Uni oder im Betrieb
und Gewerkschaft antiimperialistische Komitees auf und kämpft dort gegen
die Agitation der Bundeswehr und Rüstungsindustrie – für die Solidarität mit
den Angegriffenen und gegen den eigenen Imperialismus !

Nieder mit dem Imperialismus – alle Truppen raus aus Afghanistan und den
anderen besetzten Gebieten!

„Der  Hauptfeind  steht  im  eigenen  Land“  –  Für  die  Koordinierung  des
antiimperialistischen Widerstand vor Ort!



Für  den  antiimperialistischen  Widerstand  der  Jugend  –  Für  eine  neue
Jugendinternationale!

Hoch die internationale Solidarität!

Auf zur Demo nach Berlin am 15. September 2007!

Bundeswehr raus aus Afghanistan! Sofort!

Weitere Infos:

http://www.afghanistandemo.de/index.htm

Für  eine  klassenkämpferische,
antiimperialistische  und
antifaschistische
Jugendbewegung

Diskussionspapier  zur  weiteren
Koordinierung  des  Widerstands  der
Jugend
In beiden antiimperialistischen und internationalistischen Aktionsbündnissen
zum G8 Gipfel, waren die Jugendorganisation ein wichtiger mobilisierender
Teil  unserer  Kampagne.  Durch  die  beiden  Aktionsbündnisse  konnten  so
Gruppen miteinander arbeiten, die dies vorher noch nicht getan hatten – wie
wir sagen würden, zum gemeinsamen Erfolg unseres Barrios und unseres
Protestes.

https://onesolutionrevolution.de/fur-eine-klassenkampferische-antiimperialistische-und-antifaschistische-jugendbewegung/
https://onesolutionrevolution.de/fur-eine-klassenkampferische-antiimperialistische-und-antifaschistische-jugendbewegung/
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Bei  der  Veransta l tung  am  3 .6  –  „Vorwärts  zu  e iner  neuen
Jugendinternationale“  beteiligten  sich  alle  Jugendorganisationen  um  die
aktuellen Fragen und Probleme der politischen Koordinierung der Jugend zu
diskutieren. Aus der Diskussion kamen verschiedene Impulse und Angebote
zur weiteren Zusammenarbeit – wir von REVOLUTION wollen mit diesem
Papier die Diskussion voran bringen und Vorschläge zur weiteren Arbeit
vorlegen.

Breite Einigkeit  herrschte bei  der Veranstaltung das die Jugend von den
massiven Angriffen des Kapitalismus und Imperialismus der letzten Jahre
besonders  betroffen  ist  –  sei  es  im  imperialistischen  Krieg  oder  dem
Sozialabbau nach Innen. Gleichzeitig sehen wir den Widerstand der Jugend,
die  hohe  Dynamik  und  Kampfkraft,  die  die  Proteste  in  Frankreich,
Griechenland oder Chile ausgezeichnet hat. Hier sehen wir die Möglichkeit
die  Kämpfe  weiter  zu  bringen  und  die  Notwendigkeit  gegen  die
reformistische  Führung  der  Proteste  zu  kämpfen.

1)Bei der Veranstaltung wurde die teils mangelnde Kommunikation zwischen
den Gruppen zu Recht beklagt – natürlich müssen erst Hamburg und Berlin
bspw.,  sich  miteinander  koordinieren  bevor  wir  vom  Aufbau  einer
Jugendinternationale reden können. Gleichzeitig bleibt es wichtig zu betonen
das der Widerstand international wirken und aufgebaut werden muss – kein
national-isolierter Widerstand kann die globalen Herrschaft der Bourgeoisie
brechen,  dies  gilt  grade  in  der  sog.  „Globalisierung“  –  dieser  neuen
imperialistischen Zuspitzung.

2)Den Widerstand in Deutschland koordinieren. Zur G8 Mobilisierung haben
die verschiedenen Gruppen bereits zusammengearbeitet,  wir wollen diese
Zusammenarbeit  weiterführen  und  speziell  für  die  Jugendorg.  eigene
Strukturen und Austausch etablieren. Das fängt bei einer e-Gruppe an und
beinhaltet  des  weiteren  den  Aufbau  von  lokalen  und  regionalen
antiimperialistischen Aktionseinheiten. Schon im Vorfeld zu Rostock haben
wir  gemeinsame  Blöcke  bei  Demonstrationen  gebildet  und  gemeinsame
Veranstaltungen  durchgeführt  –  dies  muß  weitergehen  und  intensiviert
werden.  Gerade  für  die  Jugendorg.  bieten  sich  Möglichkeiten  in  den
verschiedenen  Städten  gemeinsam  zu  kämpfen  –  sei  es  gegen  die



Studiengebühren,  den  Ausbildungsplatzmangel,  den  erstarkenden
Faschismus, den weiteren Sozialabbau und die verschärften Repressionen
gegen jugendliche Arbeitslose. Gleichzeitig müssen wir den Kampf gegen den
Imperialismus und die Solidarität mit dem Widerstand weiter führen – hier ist
schon der 12.7 ein Anfang von weiteren gemeinsamen Aktionen.

3)Vor Ort muss es unser Ziel sein den reformistischen Akteuren aus Jusos,
Linke  etc.  gemeinsam  entgegen  zu  treten.  So  wie  wir  bei  G8  Protest
gemeinsam auch gegen die reformistischen Führung auf die Straße gingen,
so  sol lten  wir  auch  vor  Ort  uns  klar  anti imperial ist isch  und
internationalistisch  positionieren.  Gerade  auch  die  Proteste  an  den
Universitäten  (nur  als  Bsp.)  im  ganzen  Bundesgebiet  bieten  uns  die
Möglichkeit  zur weiteren Koordinierung. Dort wo mehrere Gruppen auch
GenossenInnen  an  den  Unis  haben  sollten  diese  auch  gemeinsam
aktionsfähig  werden  –  so  wird  von  der  Linkspartei  bald  der  „SDS“
(Sozialistisch-Demokratischer Studentenverband) auf die Unis geschickt, dies
stellt  uns vor die Herausforderung unsere Kräfte wo dies möglich ist,  zu
bündeln.

4)Den Widerstand gegen EU & Imperialismus koordinieren. Genauso wie wir
in  Deutschland  die  Kräfte  bündeln  müssen,  müssen  wir  auch  in  Europa
unsere  Koordinierung  vorwärts  bringen.  Viele  Gruppen  von  uns  sind
international organisiert oder haben befreundete Organisationen in Europa,
diese können gemeinsam einen antiimperialistischen Widerstand aufbauen.
Mit  den  anstehenden  Angriffen  in  Frankreich  und  der  fortschreitenden
Militarisierung der EU vollzieht der EU Imperialismus weitere Schritte zur
Konkurrenzfähigkeit  gegenüber den USA. Diesen aggressiven außen –und
innenpolit ischen  Zielen  der  EU  Bourgeoisie  müssen  wir  ein
antiimperialistisches Jugendnetzwerk entgegen stellen, welches gemeinsam
mit den Kräften des antiimperialistischen Raums beim ESF den Widerstand
koordiniert.

5)Gemeinsamer Widerstand mit der Arbeiterklasse und allen Unterdrückten.
Natürlich dürfen wir uns nicht „allein“ als Jugendwiderstand verstehen, in
jedem Widerstand,  in  jeder  Aktion muss  die  gemeinsame Arbeit  mit  der
Arbeiterklasse, den Arbeitslosen, den Armen und allen unterdrückten Klassen



gesucht werden. Nur mit Ihnen können wir erfolgreich eine kämpferische
Koordinierung aufbauen,  die  alle  angegriffenen Gruppen der Gesellschaft
zusammen führt und für ein revolutionäres Programm kämpft. Die gesamte
Klasse  der  Ausgebeuteten  und  Unterdrückten  braucht  heute  wieder
revolutionäre,  konsequent  antiimperialistische  Organisationen  und
Kampforgane,  die  auf  der  Grundlage  des  Marxismus-Leninismus  die
kapitalistische  Gesellschaft  analysieren  und  bekämpfen.

6)Jede Aktionseinheit braucht auch die Diskussion über das Programm. Die
Jugendorganisationen  repräsentieren  verschiedene  Strömungen  der
Arbeiterbewegung und daher auch verschiedene Analysen und Taktiken. Wir
wollen auch hier die Kommunikation intensivieren, d.h. die politische Debatte
und Analyse betreiben, die aktuellen Schwerpunkte mit Euch bearbeiten.

Analyse des gegenwärtigen Stadiums des Weltimperialismus – Aufbau des
EU-Imperialismus – antiimperialistischer Widerstand, Analyse der Bewegung
–  Angriffe  auf  die  Jugend,  Sozialabbau  –  Reformistische  Führung  des
Widerstand – Aufbau neuer revolutionärer Arbeiterparteien – Stellung des
Netzwerk  Linke  Opposition  (NLO)  für  Deutschland  –  Klassenkämpfe  in
Europa, wie weiter mit ESF? – Auch die Fragen der Theorie, des Verständnis
vom Marxismus-Leninismus bearbeitet werden – in der historischen Debatte
wie auch in der aktuellen Analyse.

Mit solidarischen und revolutionären Grüßen REVOLUTION

A d r e s s a t e n :  N e u e  D e m o k r a t i s c h e  J u g e n d  ( Y D G )  -
http://www.ydg-online.org/de/index.php
Sozialistische Linke (SoL) -http://www.sol-hh.de
Young Struggle -email//youngstruggle@lycos.de
Solid-Revolution -http://www.solid-revolution.de
Solid.org -http://www.solidpunkt.org
Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend (SDAJ)-http://www.sdaj-online.de
Gruppe Internationale Solidarität (GiS) -http://www.intersol-md.org
Revolutionäre Aktion Stuttgart (RAS) -http://www.revolutionaere-aktion.de
Frauenguppe Magdeburg -http://agea.blogsport.de
iRevolution -http://www.revolution.de.com



Antifa. Revolutionäre Aktion Berlin (ARAB) -http://arab.antifa.de
Jugendantifa Berlin -http://www.jab.antifa.de
K o m m u n i s t i s c h e r  J u g e n d v e r b a n d  D t l .  -
http://kjvd.de/redaxo/index.php?article_id=1
J u n g k o m m u n i s t e n  S a c h s e n - A n h a l t  -
http://freenet-homepage.de/KPD-Jugend-Seite/

Shut down G8!! – Der Kampf für
eine neue JugendInternationale!
Juni 2007

Der Kampf gegen Kapitalismus und Imperialismus ist international

Dieses  Jahr  treffen  sich  die  G8,  die  mächtigsten  Industrieländer  und
Russland vom 6.-8. Juni in Heiligendamm an der Ostsee. Dieser Gipfel ist seit
1973 eine informelle Gesprächsrunde der stärksten kapitalistisches Staaten
zur  Planung  der  weiteren  gemeinsamen  Politik.  Dieses  Jahr  wird
Bundeskanzlerin  Merkel  als  gleichzeitige  EU Präsidentin  die  Agenda des
Gipfels mitbestimmen – gemeinsam mit den USA müssen viele „Probleme“
der  Welt  besprochen  werden  und  wie  die  kapitalistischen  Staaten  ihre
Herrschaft weiter ausbauen und sichern können.

Diese  Gipfel  sind  seit  Mitte  der  90ziger  immer  von  massiven  Protesten
begleitet, die „Globalisierungsbewegung“ entstand durch den WTO Gipfel in
Seattle 1999 und den militanten und blutigen Protesten von Genua 2001.
Heute zeigt die „Globalisierung“ mit Extraausbeutung und Neoliberalismus
weltweit  ihre  Auswirkungen,  genau  wie  der  Imperialismus  durch  die
Besatzung  des  Iraks  und  Afghanistan.  Keine  Versprechungen  zur
Armutsbekämpfung zeigen Wirkung, stattdessen werden die Ausgaben für
Rüstung und Krieg erhöht.

https://onesolutionrevolution.de/shut-down-g8-der-kampf-fur-eine-neue-jugendinternationale/
https://onesolutionrevolution.de/shut-down-g8-der-kampf-fur-eine-neue-jugendinternationale/


Die kapitalistischen Großmächte betreiben seit  dem Zusammenbruch des
bürokratischen Sozialismus in Osteuropa eine intensive Aufrüstungs –und
Kriegspolitik.  Der  Jugoslawienkrieg  der  NATO  1999  wurde  uns  als
„humanitäre Intervention“ verkauft, der „Krieg gegen den Terrorismus“ seit
2001, als Kampf für die westliche Demokratie im moslemischen Raum. Die
kapitalistischen  Staaten  haben  neue  Feindbilder  geschaffen  –  politische
Gegner werden als „Terroristen“ bekämpft, die islamische Gemeinde unter
allgemeinen „Terrorverdacht“ gestellt  und der sog. „Kampf der Kulturen“
herbei geredet.

Der aktuelle Krieg gegen die Halbkolonien (die sog. Staaten der 2. & 3. Welt,
welche weder ökonomisch unabhängig, noch politisch souverän gegenüber
der kap. Zentren sind) ist Folge der imperialistischen Dominanz seit 1990. In
einem neuen Wettlauf um Märkte, Ressourcen und Profitmöglichkeiten der
kapitalistischen  Staaten  wurde  eine  neue  Periode  des  Imperialismus
eingeläutet. Wie früher der „Kolonialismus“ die internationalen Ressourcen
und billige Arbeitskräfte (viele Jhd. Sklavenarbeiter) unter die Kontrolle des
globalen  Kapitalismus  brachte,  so  wird  heute  die  Welt  durch  US
–amerikanischen,  europäischen  und  ostasiatischen  Imperialismus  neu
aufgeteilt.

Der US Imperialismus führt seit 2001 „Präventivkriege“, besetzt den Irak und
Afghanistan – jeden Monate sterben Tausende an der Besatzung. Die EU
beschließt  den  Aufbau  einer  eigenen  „Interventionsarmee“  –  als
Verfassungsziel wird der Aufbau eines militärisch-industriellen Komplex in
Europa  verfolgt  und  sog.  „Battlegroups“  werden  für  den  internationalen
Angriffskrieg ausgebildet und ausgerüstet.

So  wie  die  Großkonzerne  der  kapitalistischen  Staaten  in  verschärfter
Konkurrenz zueinander stehen, so stehen auch die imperialistischen Blöcke
USA und EU in verschärfter Konkurrenz.

Deswegen gibt es auch globale Institutionen wie die WTO, Weltbank oder
den  IWF  –  dort  werden  mögliche  Interessenskonflikte  innerhalb  der
führenden kapitalistischen Staaten geregelt, diese Institutionen regeln die
gemeinsamen Interessen der kapitalistischen Blöcke gegen den „Rest“ der



Welt – in dieser Tradition steht auch die jährliche G8 Runde.

Auswirkungen des Imperialismus nach „innen“

Während die Außenpolitik die imperialistischen Interessen mit Militär und
Geheimdiensten  durchsetzt,  spüren  auch  die  ArbeiterInnen,  Arbeitslosen,
StudentenInnen  und  SchülerInnen  die  verschärfte  imperialistische
Konkurrenz. „Neoliberale“ Reformen und Gesetze verändern das öffentliche
Leben in den kapitalistischen Staaten – die Folge sind Privatisierung der
Staatsaufgaben,  Sozialabbau  und  Zerstörung  von  Arbeitsrechten  für  die
übergroße  Mehrheit  der  Bevölkerung,  sowie  auf  der  anderen  Seite
Steuergeschenke  und  Profitmaximierung  für  die  Großkonzerne.  Der
bürgerliche Staat organisiert die Umverteilung von „Unten nach Oben“, setzt
die  Interessen  der  nationalen  und  internationalen  Bourgeoisie  um –  auf
Kosten der Ausgebeuteten und Armen der kapitalistischen Blöcke.

Wir,  von  der  kommunistischen  Jugendorganisation  REVOLUTION fordern
daher kein „umdenken“ der G8, wollen nicht an deren „Vernunft“ appellieren
– wir wollen den antikapitalistischen und antiimperialistischen Widerstand
stärken und radikalisieren, nur wenn wir dieses System bekämpfen – die G8
zerschlagen ist tatsächlich „eine andere Welt möglich“ – eine sozialistische
Welt.  Es  gibt  keinen „sozialen“  oder  „nachhaltigen“  Kapitalismus,  dieses
Herrschaftssystem ist von Ausbeutung, Unterdrückung, Hunger und Krieg
bestimmt.

Perspektive des Widerstands

Die „Globalisierung“ und die neue Periode imperialistischer Kriege hat heute
eine  breite  und zahlreiche  Bewegung von AntikapitalistInnen geschaffen,
gerade die  Jugend ist  in  vielen Staaten der  aktivste  Teil  dieser  sozialen
Bewegung. Gegen Neoliberalismus und Krieg sind Millionen Jugendliche in
den letzten Jahren auf die Straße gegangen, sei es gegen den Irakkrieg, die
CPE Gesetze in Frankreich oder die Berlusconi Regierung in Italien. Weltweit
haben Studenten gegen die Verschlechterung ihrer Ausbildung protestiert
(Griechenland, Deutschland) oder politische Proteste initiiert  (Philippinen,
Pakistan, Iran), in den Protesten gegen die Institutionen des Imperialismus



(WTO,  IWF und  Weltbank)  ist  die  internationale  Jugend  ein  großer  und
aktiver Teil der Bewegung.

Die  internationale  Jugend  ist  aufgefordert  gegen  die  reformistischen
Führungen  in  den  eigenen  Reihen  wie  auch  im globalen  Widerstand  zu
kämpfen.  Keine sozialdemokratischen oder grünen Illusionen werden den
Widerstand  voran  bringen,  dies  kann  nur  eine  revolutionäre
antiimperialistische Ausrichtung. Genau wie die Arbeiterbewegung wird auch
die Jugend von den reformistischen Führungen blockiert.  In  Deutschland
kennen  wir  die  „Linkspartei“,  die  zwar  links  im  Namen  hat,  aber  als
Regierungspartei  in  Berlin  eine  neoliberale  Musterpolitik  betreibt  –
Durchsetzung  von  Hartz4,  Zwangsumzüge,  Ladenschlussgesetz  oder  die
Sparkassenprivatisierung zeigen die Willfährigkeit dieser Parteien in einer
bürgerlichen Regierung.

Auch in Italien vertrat die RC (Rifondiazone Communista)  im Wahlkampf
linke Positionen, wie den Rückzug der italienischen Streitkräfte aus dem Irak
und aus Afghanistan – ebenso sollte die neoliberale Politik Berlusconis zurück
genommen  werden.  Inzwischen  wurde  das  Mandat  für  die  Iraktruppen
verlängert und Prodi macht als italienischer Ministerpräsident da weiter, wo
er  als  EU-Kommissionspräsident  aufgehört  hat  –  als   Vollstrecker  der
neoliberalen Agenda von Lissabon.

Während  sich  in  Europa  neue  reformistische  Parteien  formieren
(Europäische Linkspartei) die nichts anderes als Regierungsbeteiligung im
bürgerlichen  System  anstreben  ist  der  internationale  Widerstand  gegen
Kapitalismus und Imperialismus in eine neue Phase getreten.  Der Kampf
gegen die Besatzung in Palästina, Irak und Afghanistan wird der USA eine
Niederlage zufügen – gleichzeitig befindet sich Lateinamerika im politischen
Umbruch. Dieser Kontinent wurde Jahrhunderte lang von europäischen und
amerikanischen  Imperialismus  unterdrückt  und  zum  Experimentierfeld
neoliberaler  Reformen  gemacht.  In  Venezuela  und  Bolivien  haben
Massenbewegungen  der  Arbeiter,  Armen  und  Indigenen  neue
linkspopulistische  Regierungen  ins  Amt  gebracht  –  gegen  die
Privatisierungswelle  des  Neoliberalismus  wird  nun  die  Forderung  nach
Verstaatlichung der nationalen Ressourcen und Schlüsselindustrien erhoben



und  teilweise  durchgesetzt.  Diese  Bewegung  die  in  Oaxaca  zuletzt  den
Widerstandswillen der lateinamerikanischen Völker bewies, ist eine direkte
Antwort auf die aggressive Zuspitzung der imperialistischen Politik. Leider
fehlen  den  Unterdrückten  und  Ausgebeuteten  in  Lateinamerika  eigene
Parteien und Organe die Ihren Protest  organisieren und den Widerstand
voran bringen können. Eine entscheidende Frage unserer Zeit ist daher:

Welche Organisation des Widerstands brauchen wir?

Während der Widerstand in Lateinamerika beispielhaft und Vorbild für den
antikapitalistischen  Widerstand  ist  –  zeigen  sich  bei  der  Organisierung
ähnliche Probleme wie in Europa. So wurde der brasilianische Präsident Lula
auch  von  einer  Massenbewegung  der  Arbeiter  und  Landlosen  ins  Amt
gebracht  –  seine  neue  Linkspartei,  die  PTSU entwickelte  sich  aber  zum
politischen Partner des IWF´s und der Großkonzerne und Großgrundbesitzer.
Der  venezuleanische Präsident  Hugo Chavez  will  jetzt  eine  sozialistische
Einheitspartei gründen, eine Partei die vor allem seine Macht absichern soll
und nicht von der Basis, sondern vom Präsidenten aufgebaut wird. Auch die
„Kommunarden“  von  Oaxaca  haben  bislang  noch  keine  gemeinsame
politische Kraft gegründet – die APPO, als Volksversammlung ist eher ein
Ersatzparlament,  aber  keine  Organisation  des  Widerstands  mit  einem
gemeinsamen  politischen  Programm.

Gerade für die internationale Jugend ist die Frage der Organisierung eine
wichtige  Zukunftsfrage  –  wir  sind  die  nächste  Arbeiterbewegung,  die
nächsten Arbeitslosen und Armen,  die  nächsten die  unter  Imperialismus,
Krieg, Klimawandel und Umweltzerstörung zu leiden haben. Wir dürfen nicht
den  anarchistischen,  autonomen  Revolutionshoffnungen  folgen,  die  von
einem schnellen  Übergang  zur  klassenlosen  Gesellschaft  sprechen  –  am
besten an einem Tag den Kapitalismus „abschaffen“ wollen. Diese Gruppen
und Ideologen sind auch scharfe Gegner einer wirklichen Organisierung des
Widerstands,  der  Notwendigkeit  einen  gemeinsamen  revolutionären
Programms  und  Partei!

Wir kennen alle die Vorurteile gegen die Organisierung des Widerstands,
gegen kommunistische Parteien aus dem autonomen Spektrum. Gerade wir



als TrotzkistInnen wissen um die Notwendigkeit
einer demokratischen Struktur und Diskussion innerhalb der Partei – nur so
konnten die Bolschewiki sich während und vor der Oktoberrevolution 1917 
zu einer Kampfpartei der Arbeiterbewegung entwickeln. Gegen Kapital und
Staat, mit den dazugehörigen Institutionen wie Polizei,  Verfassungsschutz
und Armee ist kein „bunter“ oder „vielfältiger“ Widerstands nötig – allein der
Aufbau  revolutionärer  kommunistischer  Kampforgane  kann  den
internationalen Widerstand zum Erfolg, zum revolutionären Kampf gegen die
bürgerliche Ordnung führen.

Weder  die  reformistischen  Linksparteien  noch  die  verschiedenen
Sozialforumsbewegungen  sind  Kampforgane  der  Ausgebeuteten  und
Unterdrückten.  Wir  brauchen  Parteien,  Jugendorganisationen  und
Gewerkschaften die real in die sozialen und politischen Kämpfe eingreifen
und ein revolutionäres Programm zum Sturz der kapitalistischen Herrschaft
vertreten  –  keine  wohlklingenden  Wahlkampfprogramme  oder
„Sozialchartas“. Wir wollen mit Euch politische Organisationen aufbauen die
den politischen Massenstreik fordern, sich entschlossen gegen Rüstung und
Krieg  stellen  und  die  kommunistische  Gesellschaftsordnung  erkämpfen
wollen  –  dafür  brauchen  wir  Kampforgane,  Arbeitermilizen  und  die
antiimperialistische  Einheitsfront  zum  Kampf  gegen  das  System  von
Kapitalismus  und  Imperialismus.

Unter  Kommunismus  verstehen  wir  folgendes,  Zitat  Lenin  (Bd.  31,
S.285/286):

„Wir nennen uns Kommunisten. Was heißt Kommunist? Kommunist ist ein
lateinisches  Wort.  Communis  heißt  gemeinsam.  Kommunistische
Gesellschaft,  das heißt – alles ist  gemeinsam: der Grund und Boden, die
Fabriken und auch die Arbeit ist gemeinsam – das ist Kommunismus.“

Gerade  die  Jugend  muss  die  Fragen  der  Organisation,  des  Aufbaus  von
Kampforganen  für  sich  beantworten  –  wenn  wir  eine  solidarische,
nachhaltige und mehrheitsdemokratische Gesellschaft anstreben, so müssen
wir selber den Aufbau von revolutionären Organisationen voran bringen.



Dafür  muss  die  Jugend  die  Isolation  des  politischen  Widerstands
durchbrechen, nicht Studenten oder Schüler, geschweige denn arbeitslose
Jugendliche  können  alleine  ihre  Rechte  verteidigen  –  nur  als  geeinte
antikapitalistische  revolutionäre  Jugend  ist  die  Jugend  kampffähig,
andernfalls  sind  wir  bloßes  Stimmvieh  für  reformistische  Parteien  und
Kandidaten. Wenn wir in den kapitalistischen Zentren das System der G8
stürzen  wollen,  müssen  wir  konsequent  internationalistisch  und
kommunistisch organisiert sein. Das System der globalen Ausbeutung des
Imperialismus kann nur international bekämpft werden – so heißt eine alte
Weißheit der Arbeiterbewegung auch: „nicht Rasse gegen Rasse, sondern
Klasse gegen Klasse“ – daher müssen wir heute den antiimperialistischen
Abwehrkampf in Palästina, im Irak und Afghanistan politisch unterstützen.

Die Völker des Nahen –und Mittleren Ostens sind direkt der imperialistischen
Strategie ausgeliefert, die sich durch die Kontrolle der Energieressourcen
durch USA & EU und der Stationierung des imperialistischen Vorposten
Israel  ausdrückt.  Natürlich  unterstützen  wir  nicht  die  reaktionäre
islamistische Ausrichtung von Teilen des Widerstand im islamischen Raum –
keine Theokratie wird eine Beendigung der imperialistischen Vorherrschaft
bedeuten und die dortige Arbeiter –und Bauernbewegung befreien können,
wie das Beispiel Iran zeigt. Wir verteidigen aber das Recht der Bevölkerung
sich gegen die imperialistischen Besatzer mit allen zur Verfügung stehenden
Mitteln zu wehren – das bedeutet für uns internationale Solidarität!

Genauso  kämpfen  wir  gegen  die  Kriminalisierung  der  kämpfenden
Organisationen  durch  die  europäischen  und  amerikanischen  Behörden,
weder die Hamas oder die Hizbollah  – sind für uns „terroristische“ Gruppen,
sie sind Organisationen die den Kampf gegen die imperialistische Politik und
deren  Vollstrecker  ausführen  und  damit  Organisationen  die  für
Unabhängigkeit  und  Selbstbestimmung  in  Palästina  und  dem  Libanon
eintreten.

Was wir wollen

Als Antwort  auf  die  aktuellen und folgenden Attacken des Imperialismus



müssen  die  Unterdrückten  und  Angegriffenen  weltweit  in  eine
antiimperialistische Einheitsfront zusammen geführt werden. Die Interessen
der  Lateinamerikaner  gegen  die  neoliberale  Globalisierung,  oder  die
Forderungen  der  afrikanischen  und  asiatischen  Bauern  nach  gerechter
Handelspolitik, haben die gleichen Ziele wie der Widerstand im arabischen
Raum – ein Ende der kapitalistischen Vorherrschaft über den Planeten.

Die  Unterdrückten  und  Ausgebeuteten  der  Welt  brauchen  wieder
kampfstarke  politische  und  soziale  Organe  –  eine  neue  kommunistische
Internationale  und  revolutionäre  Arbeiterparteien  weltweit.  Für
REVOLUTION  ist  die  erste  Jugendinternationale  von  1916  Vorbild  bei
unserem Kampf für den internationalen Widerstand. Als die Parteien und
Gewerkschaften  der  2.  Internationale  (Sozialdemokraten,  Sozialisten  >
Reformisten)  „ihren“  imperialistischen  Regierungen  in  den  1.Weltkrieg
folgten  vollzog  sich  die  Spaltung  der  internationalen  Arbeiterbewegung.
Jene,  die  dem  Krieg  der  kapitalistischen  Staaten  nicht  folgen  wollten
schlossen sich zunächst zur „Zimmerwalder Internationalen“ und später zur
Kommunistischen  Internationalen,  der  Komintern  zusammen.  Ein
entscheidendes Element war damals die antiimperialistische Jugend in der
Arbeiterbewegung. Sie gründeten 1916 die 1. Jugendinternationale waren
die ersten,  die die kommunistischen Parteien weltweit  mitgründeten.  Die
Jugend erlebte  damals  das  Versagen der  reformistischen Führung gegen
Krieg und Imperialismus – diese Jugend besann sich auf die Lehren von Marx
& Lenin. Nur eine konsequente internationalistische Arbeiterbewegung, eine
die  keine  Kriege  fürs  nationale  Kapital  führt  ist  eine  revolutionäre
Arbeiterbewegung. Nur eine Arbeiterbewegung die den Krieg nach außen
zum  Kampf  gegen  Kapital  und  Staat  umkehrt  kann  das  System  von
Kapitalismus und Imperialismus stürzen.

REVOLUTION und  die  Gruppe  Arbeitermacht  sind  Teil  der  Liga  für  die
5.Internationale,  der  LFI.  Gemeinsam  mit  allen  antiimperialistischen
revolutionären Kräften wollen wir wieder kampfstarke internationale Organe
der Arbeiterbewegung aufbauen, wollen dem Scheitern von Reformismus und
Zentrismus wieder eine revolutionäre bolschewistische Alternative entgegen
stellen.  Viele  Aktiven  des  antikapitalistischen  Widerstands  werden  von



Reformisten, Zentristen und Bürokraten enttäuscht und verraten werden –
ihr politischer Wille hat einen globalen Widerstands hervor gerufen – wir
dürfen es den etablierten reformistischen Führungen nicht erlauben auch
diesen Widerstand zu beerdigen.

Der G8 Gipfel in Heiligendamm bietet uns die Möglichkeit geeint gegen den
Gipfel und geeint gegen den versöhnlerischen Protest der Kleinbürger und
Reformisten Stellung zu beziehen. Beim Gipfel sollten wir die Möglichkeit
nutzen um über die entscheidende Frage der revolutionären Bewegung zu
diskutieren  „Was  tun“  ?  Welches  Programm  braucht  eine  revolutionäre
Bewegung, wie analysieren wir den globalen Kapitalismus und wie können
wir den Widerstand gegen Globalisierung und Krieg in einen Krieg gegen
Kapitalismus und Imperialismus umwandeln – sprich, wie können wir wieder
eine revolutionäre politische Bewegung aufbauen, eine die in der Tradition
des Marxismus-Leninismus und der Bolschewiki steht – eine die ihre Lehren
aus Stalinismus und nationalen Bürokratismus gezogen hat und wieder das
Banner der internationalen Revolution hochhält!

Für den Aufbau einer antiimperialistischen Jugendinternationale!
Für eine neue, die 5. Internationale!
Hoch die internationale Solidarität!
One Solution – REVOLUTION!!

Nein zum EU-Gipfel in Berlin!

NEIN ZUM EU-GIPFEL

https://onesolutionrevolution.de/nein-zum-eu-gipfel-in-berlin%21/


NEIN zum Europa des Kapitals! NEIN
zum Europa des Krieges!
Für  den  Antiimperialistischen
Widerstand!  Für  ein  sozialistisches
Europa!
Am 24. und 25. März ist es wieder soweit. Die Staats- und Regierungschef
der EU-Staaten treffen sich zu einem EU-Gipfel. Dieser ist so „inoffiziell“,
dass  am  Rande  dieses  Treffens  ein  „Bürgerfest  für  europäische  Werte“
organisiert wird.

Grund dieses Treffens ist das Weiterbringen der neoliberalen EU und ihres
imperialistischen  Verfassungsvertrages.  Das  Nein  in  Frankreich  und
Niederlanden  im  Referendum  zur  Verfassung  liegen  den  Herrschenden
immer noch schwer im Bauch. Grund genug für eine weitere EU-Offensive.

Hier hat Deutschland eine sehr wichtige Rolle. Als stärkste Wirtschaftmacht
profitiert  die  deutsche  Elite  ganz  besonders  von  einer  starken  und
aggressiven  EU.
Als Gastgeberland des G8-Gipfels im Juni ist Deutschland vorne mit dabei bei
Planungen um weltweite „Liberalisierung“ „Ressourcensicherheit“, „Zugang
zu Märkten“ und den „Krieg gegen den Terror“. Das heißt nichts anderes als
Bildungsabbau,  Sozialabbau,  Angriffskrieg  um  Ressourcen,  Abbau  von
demokratischen Grundrechten und Angriffe gegen Widerstände nach Außen
wie nach Innen.

Als  Land  dessen  Reagierungschefin  zugleich  Präsidentin  des  „Rates  der
Europäischen  Union“  ist  fällt  Deutschland  die  Rolle  zu  das  Europäische
Projekt voranzutreiben und für die Annahme der Verfassung zu werben, wo
(noch) Volksabstimmungen nötig sind.
Eine Verfassung in der die kapitalistische Marktwirtschaft vorgeschrieben
wird.
Eine  Verfassung,  die  Abbau  an  Sozial-  Bildungs-  und  Rechtsstandart



festschreibt.
Eine Verfassung,  die die politische Führung und ihre Staatsorgane jeder
demokratischen Kontrolle entzieht.
Eine  Verfassung,  die  einen  großzügigen  Interpretationsspielraum  von
Grundrechten  und  des  Wortes  „Terrorismus“  erlaubt.
Eine  Verfassung,  die  Mitgliedstaaten  zwingt  militärische  Aufrüstung  zu
betreiben.
Eine Verfassung, die es erlaubt alle und jeden in der Welt anzugreifen, um
das  internationale  Recht“,  „Innere  Ordnung“  und  „Markfreiheit“
durchzusetzen.
Eine Verfassung eines hochaggressiven imperialen Staatenbündnisses!

Krieg, Arbeitslosigkeit, Abbau an demokratischen Rechten, Rassismus und
Umweltzerstörung wird vom System erzeugt. Wir jedoch wollen keinen Krieg,
keine Marktgesetze und keinen Krieg gegen den Terror! Wir wollen eine
demokratische, soziale und friedliche Zukunft. Wir wollen ein sozialistisches
Europa! Diese kann jedoch nur durch die Gewalt der Masse erkämpft und
verteidigt  werden.  Deshalb  erklären  wir  den  Herrschenden  und  deren
Ordnung den Krieg und kämpfen für unsere Ordnung! Den Kommunismus.

Doch  diese  Gesellschaftsordnung  wird  uns  keiner  schenken.  Sie  muss
erkämpft  werden!  Eine  Bewegung  braucht  Organisierung  und  Masse.
Deshalb  ist  der  Aufbau  von  lokalen  Aktionsstrukturen  und  einer
revolutionären Organisation absolut notwendig. Lasst Uns den Krieg, gegen
Uns  in  den  Angriff  gegen  die  Herrschenden  verwandeln.  Gemeinsam
Widerstand!

Wir fordern:
-NEIN zum Staatsterrorismus! Freiheit für die politischen Gefangenen !
-NEIN  zum  Gipfel  der  Bosse.  Machen  wir  ihren  Besuch  in  Berlin  zum
Albtraum!
-NEIN zur EU-Verfassung!
-NEIN mit der neoliberalen Bolkenstein-Doktrin und den Lissabon-Verträge.
-NEIN  zur  rassistischen  „Festung  Europa“  und  Flüchtlingslagern  in



Nordafrika.  Nieder  mit  dem  „Sicherheits“-Zaun!
-NEIN  zu  EU-„Interventionstruppen“,  „Krisenreaktionsstäbe“  oder
„Battlegroups“.  Auflösung  der  EU-Angriffsarmee.
-NEIN zum imperialistischen Krieg!  Besatzer  raus  aus  Afghanistan,  Irak,
Libanon, Kongo und Somalia!>

Was wir wollen:
-Vollständige Bewegungsfreiheit aller Menschen!
-Gründet vor Ort Aktionsgruppen! In der Schule, in der Uni oder im Bezirk!
Organisiert  mit  REVOLUTION einen breiten militanten Widerstand gegen
Kapital und Krieg!
-Kämpft mit Uns für den Aufbau einer weltweiten Organisation der Jugend:
der Jugendinternationale!
-Kämpft für eine sozialistische Alternative:  die Vereinigten Sozialistischen
Staat Europas

Organisiert den Widerstand! Unterstütz
REVOLUTION !!!
weitere infos unter www.onesolutonrevolution.de oder www.antig8.tk

Kommunistische  oder
kleinbürgerliche
Jugendorganisation?

https://onesolutionrevolution.de/kommunistische-oder-kleinburgerliche-jugendorganisation/
https://onesolutionrevolution.de/kommunistische-oder-kleinburgerliche-jugendorganisation/
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Was will REVOLUTION?
Stellungnahme der deutschen Sektion von REVOLUTION zur Abspaltung von
i-REVO

REVOLUTION  ist  eine  internationalistische  kommunistische
Jugendorganisation. Wir sind in sechs Ländern aktiv und verstehen uns als
antikapitalistische Kraft der Jugend, wir wollen revolutionäre Organisationen
und Strukturen für die verschiedenen Kämpfe der Jugend aufbauen, sei es an
der Schule, der Uni, bei Ausbildung, bei Arbeitslosigkeit usw.

Wir treten ein für den Aufbau einer neuen Jugendinternationale, nach dem
Vorbild  der  Jugendinternationale  –  nur  als  internationale  Organisation
können  wir  dem  globalisierten  Kapital  entgegen  treten,  der  Kampf  der
Befreiung ist und bleibt international.

Diesen Kampf für revolutionäre Organisation führen wir nicht allein, keine
gesellschaftliche  Gruppe  kann  ihre  Kämpfe  alleine  gewinnen  –  nur  ein
gemeinsamer Widerstand der angegriffenen Gruppen kann Staat und Kapital
begegnen.  Wir  kämpfen  gemeinsam  mit  der  L5I  (Liga  Für  die  Fünfte
Internationale),  in  Deutschland  mit  der  deutschen  Sektion,  der  Gruppe
Arbeitermacht(GAM). Diesen gemeinsamen Kampf führen wir auf Grundlage
programmatischer Übereinstimmung, beide Organisationen kämpfen für den
Aufbau einer Jugendinternationale und neuer neuen revolutionären, Fünften
Internationale sowie neuer kommunistischer Arbeiterparteien.

Die Abspaltung Irevo
Bei der deutschen Tendenz Irevo wird dieses Verhältnis schlicht als „GAM-
Jugend“ bezeichnet und die mangelnde Unabhängigkeit bei REVOLUTION
gegenüber der L5I beklagt, weshalb man nun den Weg einer „unabhängigen
Tendenz“ einschlägt.

Zunächst  war  es  diese  Tendenz  irevo,  die  die  demokratisch  gewählten
Gremien  von  REVOLUTION International  bei  der  diesjährigen  Konferenz
nicht anerkannte. Damit wurden auch die Beschlüsse und Wahlen von mehr



als 90% der Mitglieder von REVO Int.  von der deutschen Tendenz nicht
anerkannt, begründet wird dies mit der Mitgliedschaft der Delegierten bei
der L5I. Somit erkennt Irevo die Wahlen unserer GenossenInnen weder in
England, noch in Österreich oder Schweden an.

Dadurch das die Revomitglieder dort GenossenInnen als Delegierte wählten
die auch in der L5I Mitglied sind, legitimiert Irevo die Vorwürfe gegen die
GAM  und  die  L5I.  Hier  zeigt  sich  ein  äußerst  unzureichendes
Demokratieverständnis, abgehaltene Wahlen und Beschlüsse einer Mehrheit
müssen anerkannt werden, sonst stellt man sich außerhalb der Organisation.

Wenn man die Beschlüsse nicht akzeptiert hat jede Minderheit das Recht für
ihre Argumentation zu kämpfen, dies muss aber innerhalb der Organisation
geschehen – nur so können Mehrheiten verändert werden, nicht dadurch,
dass man sie nicht akzeptiert! Aus diesem Verständnis erklärt sich auch die
Polemik gegenüber der GAM und generell zum Thema „Unabhängigkeit“.

Wir  stehen  für  organisatorische  und  politische  Unabhängigkeit  der
Jugendorganisation,  nur  so  kann  die  Jugend  die  eigenen  revolutionären
Organisationen aufbauen. Genauso stehen wir zur politischen Solidarität mit
der LFI. Mit ihr zusammen wollen wir in die Kämpfe eingreifen, wollen uns
auf ihre Analyse stützen um die Kämpfe der Jugend zu führen und für ein
revolutionäres Programm zu kämpfen.

Wir  sehen  die  Jugend  als  Teil  der  revolutionären  Bewegung,  allein  die
Beispiele dieses Jahr in Frankreich und Chile zeigen die Möglichkeiten der
Jugend. Als kommunistische Jugendorganisation wollen wir an den zentralen
Stellen des Klassenkampfes für die Jugend die Stimme erheben, wir brauchen
die marxistisch-leninistische Analyse der Verhältnisse um unseren Teil  zu
leisten.  Wir  wollen  nicht  als  versprengte  „Rote  Antifa“  oder  passive
Agitatoren „politisch“ arbeiten, nein wir wollen Teil der fortschrittlichsten
Elemente des Klassenkampfes sein, nur so können wir Partner zum Aufbau
einer neuen Jugendinternationale finden.

Wir sind unabhängig im Aufbau unserer Struktur und in der Wahl unserer
Leitung, wir können aber nicht „unabhängig“ von den realen Bewegungen



des Klassenkampfes sein. Wir wollen gemeinsam mit der GAM und der L5I
die Kämpfe und Angriffe der aktuellen kapitalistischen Periode analysieren,
um gemeinsam in Aktion und Agitation die Arbeiterbewegung und die Jugend
für ein revolutionäres Programm zu gewinnen.

Dies sind die Aufgaben revolutionärer Organisationen dieser Zeit, mit ihrer
Verleumdung und verzerrten Schilderungen haben die Mitglieder von Irevo
von diesen Aufgaben Abstand genommen. Sie betrachten den gemeinsamen
Kampf  mit  der  „Mutterorganisation“  GAM  als  Fremdbestimmung,  als
Gefährdung  ihrer  Unabhängigkeit  –  so  eine  Organisation  kann  keine
politische, geschweige denn eine programmatische Solidarität mit der GAM
besitzen.

Neben  solchen  Auseinandersetzungen  wurde  noch  der  Begriff
„Demokratischer Zentralismus“ von Irevo als Konflikt mit der L5I und REVO
Int. benannt. Durch ihr Verhalten bei der Konferenz von REVO Int, wo sie
demokratisch  gewählte  Gremien  ablehnten,  die  Beschlüsse  der  Mehrheit
nicht akzeptierten und schlussendlich die Konferenz verließen, zeigten die
heutigen  Mitglieder  von  Irevo  ihr  Verständnis  vom  demokratischen
Zentralismus.(Demozent)

Sobald sie bei der Konferenz in der Minderheit waren, galten für sie keine
Beschlüsse mehr, die Mehrheit wurde nicht akzeptiert. Beim Demozent in
kommunistischen Organisationen gilt das Prinzip der inneren Diskussion –
alle Fragen und Rechte von Minderheiten sollen angemessen ihren Raum
haben – aber auch der Geschlossenheit nach außen, d.h. die Minderheit als
Teil einer revolutionären Organisation kämpft für die beschlossen Aufgaben
und  Ziele  zusammen  mit  der  Mehrheit.  Jede  Minderheit  muss  eine
Niederlage bei  einer  Abstimmung akzeptieren,  sei  bei  der  Tagesordnung
oder bei ökonomischen Analyse der Weltlage – nur so kann eine politische
Gruppe  funktionieren,  die  Einheit  gegenüber  dem  Klassengegner  muss
Priorität haben.

Der Demozent stellt für kommunistische Organisationen weit mehr da, als ein
Strukturaufbau oder der Aufbau einer politischen Leitung. Der Demozent ist
genauso  Kampfinstrument  der  unterdrückten  Klassen,  nur  durch  eine



geschlossene  Organisation,  durch  den  Aufbau  eigener  Führungs  –und
Diskussionsstrukturen kann die revolutionäre Bewegung dem Staat und der
Bourgeoisie entgegen treten.

Perspektive von REVOLUTION
Wir wollen gemeinsam diese  Strukturen nutzen,  wollen durch sie  in  die
Kämpfe eingreifen, wollen somit unser „Gewicht“ in den Kämpfen der Jugend
stärken. Dort wollen wir für ein antikapitalistisches Programm und für eine
revolutionäre  Perspektive  agitieren  und  andere  Jugendliche  für  den
politischen  Kampf  gewinnen.

Die  Jugend  kann  nicht  durch  einzelne,  spontane  Mobilisierungen  ihre
politischen Ziele durchsetzen, weder Schüler, noch Studenten und Azubis
und  schon  gar  nicht  die  jugendlichen  Arbeitslosen  können  alleine  ihre
Kämpfe  gewinnen.  Was  wir  brauchen  sind  gemeinsame  Kämpfe  und
Mobilisierungen aller Gruppen der Jugend, die sich mit den Protesten der
anderen sozialen Gruppen verbindet – Frankreich im Frühling 2006 war ein
Beispiel für die Wirkung eines gemeinsamen Kampfes aller vom Kapitalismus
angegriffenen Gruppen.

Gleichzeitig  hat  Frankreich  aber  auch  das  „Versagen“  der  politischen
Führung des Protestes gezeigt. Nach der Rücknahme des CPE wurden die
Proteste  eingestellt,  für  die  weitergehenden  Forderungen  wurde  auf  die
Wahlen im nächsten Jahr verwiesen, die Reformisten von Sozialisten und
Kommunisten hoffen auf neue Wähler.

Deswegen  brauchen  wir  revolutionäre  Jugendorganisationen,  die
entschlossen gegen Kapital und Staat agieren und nicht die Illusionen an
einen  „besseren  Kapitalismus“  vertreten,  sondern  klare  kommunistische
Perspektiven.

Auch  der  Kampf  um  eine  revolutionäre  Führung  vereint  uns  mit  den
ArbeiterInnen, Arbeitslosen, Armen und Schwachen – genau wie sie kämpfen
wir für ein revolutionäres Programm zum Sturz der kapitalistischen Ordnung.
Mit  Ihnen  kämpfen  wir  für  ein  Ende  der  reformistischen  Führungen  in



Jugend und Arbeiterbewegung – gemeinsam wollen das die fortschrittlichsten
und somit revolutionären Kräfte die Führung des Widerstandes übernehmen.

Dies ist bitter nötig. Der amerikanische Imperialismus vollführt den „Krieg
gegen den Terrorismus“ als  Angriffskriege im islamischen Raum, die EU
rüstet auf – um auch in der Militärpolitik zum „Global Player“ aufzusteigen –
die kapitalistischen Blöcke forcieren ihre Herrschaft und damit die globale
Ausbeutung und Knechtung der Massen.

Dies alles geschieht, während der Kapitalismus durch Stagnationstendenzen
und sinkende Profitraten zu einer verschärften Konkurrenz gezwungen ist.
Das  Kapital  versucht  global  die  Lohnkosten  zu  senken,  eine  neoliberale
Steuerpolitik  durchzusetzen,  um  den  größtmöglichen  Teil  der  sinkenden
Profite  abzugreifen.  Dabei  sind  alle  Mittel  recht,  von  Arbeitslagern  mit
Elektroschocks  und  Peitsche  in  Mittelamerika  und  Asien,  bis  zu
„sozialverträglichen“ Lösungen mit anschließendem Hartz4 in Deutschland.
Die internationalen Großkonzerne betreiben einen massiven Angriff auf die
Rechte und die Lebensverhältnisse der ausgebeuteten Klassen – staatliche
und soziale Systeme werden unter dem Schlagwort der „Profitmaximierung“
neu geordnet.

In jedem Staat gibt es die „Sachzwänge der Globalisierung“ unter diesen
wird jede Sauerei des bürgerlichen Staates abgedeckt, alles im Interesse des
globalen Kapitals. Als internationalistische Jugendorganisation verstehen wir
auch den Kampf nur als internationale Aufgabe. Gerade in der EU müssen
wir  den  Protest  von  nationalen  Grenzen  lösen,  nur  als  europäische
revolutionäre Jugend können wir unsere Rechte in der EU vertreten. Der
Kampf gegen den Kapitalismus muss international  geführt werden, unser
Gegner tut dies schon lange. Sei es IWF, WTO oder NATO – die
Interessen  der  imperialistischen  Staaten  und  ihrer  Kapitale  werden  auf
globaler Ebene umgesetzt, nur starke internationale Strukturen der Jugend
und der Arbeiterbewegung können diesem Gegner begegnen.

Wir  wollen  eine  kämpferische  antikapitalistische  Jugendorganisation
aufbauen,  wir  wollen  gegen  Imperialismus,  Faschismus  und  Sexismus
kämpfen und dafür den G8 Gipfel 2007 in Heiligendamm nutzen. Dort treffen



sich dann die Regierungsgesichter der kapitalistischen Weltmächte – denen
wollen  wir  als  revolutionäre  und  kommunistische  Jugendorganisation
entgegen  treten.  Die  Mobilisierung  wollen  wir  nutzen  um  mit  euch  in
Deutschland eine starke kommunistische Jugendorganisation aufzubauen, die
aktiv  in  die  Kämpfe  eingreift  und  nicht  die  Interessen  der  Jugend  für
irgendeine reformistische Partei verrät. An Schule, Uni, Betrieb, Juzi oder
Wohnviertel  wollen wir mit  euch Gruppen aufbauen,  so kann die Jugend
miteinander für eine revolutionäre Perspektive kämpfen.

Samstag 14. Oktober 2006

REVOLUTION  und
Imperialismus
Die  Jugend  war  immer  Vorreiter  im  Kampf  gegen  den  imperialistischen
Krieg. Durch diese Proteste entstand die Jugendinternationale ( JI ) 1916, als
Abspaltung  von  der  sozialdemokratischen  und  kriegsführenden  2.
Internationale. Gemeinsam und auf Grundlage des revolutionären Programm
der Bolschewiki baute die Jugend kommunistische Parteien in Europa auf,
ihre klare Ablehnung des „Sozialpatriotismus“ der 2. Internationale war die
Grundlage dieser Massenbewegung.

Auch heute ist die Jugend aktiv gegen den Krieg, die Proteste gegen den
Irakkrieg  waren  ein  lebendiges  Zeichen  der  Ablehnung  jeglicher
imperialistischer  Kriege.  In  allen  Erdteilen  war  die  Jugend  gegen  den
Angriffskrieg der USA auf den Straßen, ihr Protest ist international.

Die imperialistische Epoche

Imperialismus bezeichnet eine Epoche der kapitalistischen Gesellschaft. Die

https://onesolutionrevolution.de/revolution-zu-imperialismus/
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Zentren  der  kapitalistischen  Welt  (  USA,  EU,  Japan  )  müssen  ihre
Überproduktion mit Extraprofiten weltweit verkaufen, profitversprechende
Investitionen  im  „Ausland“  tätigen  –  dafür  müssen  weltweit  die  Märkte
geöffnet,  die  Lohnkosten  gesenkt  und  missliebige  Staaten  mit  Krieg
überzogen werden – dies sind die Grundzüge der imperialistischen Epoche.
Die  kapitalistische  Wirtschaft  steht  in  einer  verschärften  Konkurrenz
zueinander,  diese  Konkurrenz  um  Profite  überträgt  sich  in  alle
gesellschaftlichen und politischen Bereiche, sei es die Konkurrenz um den
Arbeitsplatz oder die Konkurrenz um Rohstoffe und Investitionen.

Schon einmal, zwischen 1914 bis 1945 zeigte der Imperialismus das wahre
Gesicht  der  bürgerlichen  Gesellschaft.  Auch  damals  kam  es  zu  einer
Zuspitzung  der  innerkapitalistischen  Widersprüche  –  der  Konkurrenz
untereinander, dies führte zu zwei Weltkriegen mit mehr als 60 Millionen
Toten.

Seinen Ausdruck findet der Imperialismus im Militarismus. Die Aufstellung
s t e h e n d e r  A r m e e n ,  A u f r ü s t u n g ,  d i e  E n t w i c k l u n g  v o n
Massenvernichtungswaffen  –  all  das  ist  Ergebnis  der  bürgerlichen
Gesellschaftsordnung. Die militärische Überlegenheit der imperialistischen
Staaten, speziell der USA ist erdrückend – weltweit werden mehr als 800
Milliarden € für Militär ausgeben. Auch sind es diese Staaten,  die ihren
Besitz  von  Massenvernichtungswaffen  mit  Hinweis  auf  die  eigene
„Demokratie“ legitimieren, anderen Staaten dieses Recht aber verwehren. So
ist  es  bis  heute  auch  die  „älteste  Demokratie“  der  Welt  die  USA,  die
Atomwaffen eingesetzt hat.

Die EU hat sich die USA zum Vorbild gesetzt. Neben schnell einsetzbaren
europäischen  Interventionstruppen  wird  auch  ein  militärisch-industrieller
Komplex  aufgebaut  –  ähnlich  dem  400  Milliarden  $  verschlingenden
amerikanischen  Vorbild.  Gemeinsam  Projekte  wie  „Eurofighter“  und  der
Transporter  „A-380M“  oder  auch  neue  U-Boote,  Fregatten  und
Panzergattungen  werden  die  nächsten  Jahre  fertig  gestellt.  Gleichzeitig
definiert sich die Bundeswehr, als „Armee im Einsatz“ – im neu geplanten
„Weißbuch“ der Bundeswehr werden die neuen veränderten Einsätze konkret
beschrieben, von „Sicherung der Seewege für das Exportland Deutschland“



bis zum „Zugang zu Rohstoffen“ – das ist Imperialismus. Anstelle von Krieg
(wird  nicht  mit  einem Wort  im Weißbuch  erwähnt),  werden  „präventive
Maßnahmen zur Konflikteindämmung und Lösung“ im Rahmen von NATO
und/oder UN, EU Missionen als Einsatzgebiet beschrieben.

Der „Krieg gegen den Terrorismus“

Seit  den  Anschlägen  vom 11.9.  2001  betreibt  die  USA  eine  Politik  der
„Präventivkriege“. Die Bush-Regierung zeichnet das Bild eines „Angriffs“ auf
die  USA,  das  Recht  auf  „Selbstverteidigung“  im  Völkerrecht,  wird  so
umgedreht zur Legitimation des imperialistischen Angriffs. Seitdem werden
zwei Staaten der islamischen Welt durch die USA und ihre NATO-Helfer
besetzt. Dies dient in erster Linie den strategischen Interessen der USA, sie
sind  abhängig  von  den  Ölressourcen  des  Mittlerem  Ostens.  In  zweiter
„Instanz“  unterstützen  auch  die  EU  und  Japan  den  amerikanischen
Angriffskrieg, auch sie haben ein Interesse am ungehinderten Zugang zu den
Ressourcen der islamischen Welt.

Wurde der Afghanistankrieg mit der Anwesenheit von Terroristen und der
Irakkrieg mit vermuteten Massenvernichtungswaffen gerechtfertigt, werden
nun im Iran beide Argumentationen zusammen geführt. Dem Iran wird die
Unterstützung  der  Hisbollah  im  Libanon  als  Kooperation  mit  dem
Terrorismus  unterstellt  und  der  Bau  ziviler  Atomanlagen  als  Aufbau
militärischer  Kapazitäten  gewertet  –  die  USA  bereiten  den  nächsten
Angriffskrieg  vor.

Der von Israel begonnene Libanonkrieg ist ein Beispiel dieser Kriegsführung.
Mit gezielten Tötungen und der Zerstörung ziviler Infrastruktur wurde der
Krieg gegen die Hisbollah, als „Krieg gegen den Terror“ legitimiert – mehr
als  einen  Monat  konnte  Israel  ungestört  Krieg  führen.  Israel  agiert  als
Verbündeter des amerikanischen Imperialismus, ökonomisch und militärisch
ist Israel auf die Unterstützung der USA angewiesen.

Im Nahostkonflikt besetzt Israel seit 1967 die Westbank, aktuell sind sogar
mehrere  Regierungsmitglieder  und  Abgeordnete  des  palästinensischen



Parlaments  in  israelischen  Gefängnissen  –  für  die  Leiden  des
palästinensischen Volkes sind Israel und die imperialistischen Verbündeten
aus USA und EU verantwortlich.

Neuordnung der Welt

Im „Cheney-Report“ vom gleichnamigen amerikanischen Vizepräsidenten aus
dem Jahr 2000 werden die amerikanischen Ziele für das nächste Jahrhundert
klar  formuliert.  Um  die  Vorherrschaft  auch  die  nächsten  100  Jahre  zu
sichern, muss die USA Kontrolle über die rohstoffreichen Regionen der Welt
ausüben, sei es der Nahe -und Mittlere Osten oder die Westküste Afrikas und
Lateinamerika – hier soll die US-Herrschaft sicher gestellt werden.

Hierfür sind alle Mittel recht, von versuchten Putschversuch in Venezuela
2003 bis zur „präventiven Kriegsführung“ gegen Afghanistan und Irak.

Der US-Imperialismus ist  zu dieser Politik  gezwungen,  die ökonomischen
Zwänge eines enormen Haushaltsdefizit und Rüstungsetats zwingen jede US-
Regierung zu dieser Politik. Nur wenn die Energiebranche der USA weiterhin
den globalen Energiemarkt beherrscht und mit Hilfe des Militärs unliebige
Regime wegräumt, bleibt der US-Staat ein verlässlicher Schuldner.

EU-Imperialismus

Imperialismus basiert auf der Konkurrenz der imperialistischen Staaten. Die
EU  entwickelt  sich  als  „Global  Player“,  das  heißt  nichts  anderes  als
europäischer Imperialismus. Die Kongo-Mission ist ein erstes Zeichen einer
eigenständigen  europäischen  Militärpolitik.  Neben  dem  Aufbau  eines
militärisch-industriellen  Komplexes  gehört  dazu  auch  die  Definition  der
Einsatzgebiete.  Ähnlich  dem  Weißbuch  der  Bundeswehr  wird  auch  die
europäische Militärpolitik von internationalen Zielen bestimmt. Dazu gehört
die Sicherheit des Mittelmeerraums, der angrenzenden Regionen und die
Gewährleistung eines freien Handels mit  allen Erdteilen,  ebenso wie der
Zugang zu Ressourcen. Gerade der Kongo war daher auch das erste Ziel, hier



befinden  sich  große  Kupfer  und  Thanalit  Vorkommen,  viele  Erze  aus
Zentralafrika finden ihren Weg in die europäische Industrie. Bislang äußerte
sich  der  europäische  Einfluss  in  französischer  und  belgischer  privater
Finanzierung für Söldnertruppen in den angrenzenden Staaten Ruanda und
Uganda,  darüber  wurde  besonders  der  rohstoffreiche  Osten  des  Kongos
kontrolliert.  Der  andauernde  Bürgerkrieg  war  aber  eine  Gefahr  der
„Versorgungssicherheit“  für  die  EU,  daher  wird  nun  der  Sohn  des
ehemaligen Präsidenten Kabila, Joseph Kabila zum neuen Präsidenten mit
europä ischer  Unters tützung  gewähl t ,  d ieser  so l l  s tab i le
Ausbeutungsbedingungen  gewährleisten.

Die EU will sich Einfluss und Kontrolle über Afrika sichern, so könnten sie
der USA einen Schritt voraus sein.

Gleichzeitig erhoffen sich die Innenminister der EU, die „Illegale“ Migration
aus Afrika nach Europa (Spanien und Italien)  zu stoppen,  mit  gefälligen
Regimes könnten in West –und Nordafrika „Auffanglager“ errichtet werden,
diese Idee des ehemaligen Bundesinnenminister Schily hat in der EU viele
Anhänger gefunden.

Die Lager in Australien zeigen, welche menschenverachtende Bedingungen
in diesen Lagern herrschen – bis zur Abschiebung werden sie eingepfercht,
bekommen schlechte medizinische Versorgung und schlechtes Essen, dies
kennen wir auch von dem Auffanglager für Asylbewerber in Oldenburg – dort
traten die Asylsuchenden in einen Hungerstreik.

Der  amerikanische  Imperialismus  und  der  beginnende  europäische
Imperialismus  wollen  die  Welt  für  die  Verwertungsmöglichkeiten  ihrer
Großkonzerne  neu  ordnen,  über  den  Kauf  ganzer  Industrien  und
Volkswirtschaften  bis  zu  direkten  Militärinterventionen.

Die  globalen  Institutionen  wie  WTO,  IWF  und  Weltbank  betreiben  die
imperialistische  Politik,  diese  sind  inzwischen  Kontrollorgane  der
kapitalistischen Wirtschaft – Marktzugang, Investitionen und Ausbeutung von
Mensch & Natur werden über diese Institutionen geregelt.

Die „Globalisierung“ bedeutet daher nichts anderes, als eine Verschärfung



der imperialistischen Epoche.

Antiimperialismus

Als  kommunistische  internationalistische  Jugendorganisation  kämpft
REVOLUTION für eine neue Jugendinternationale,  die dem Imperialismus
global  begegnen  kann.  Gemeinsam  mit  allen  Unterdrückten  und
Ausgebeuteten  der  kapitalistischen  Herrschaft  wollen  wir  eine  neue
kommunistische  Internationale.

Dabei  verteidigen wir  den antiimperialistischen Widerstand weltweit.  Wir
verteidigen den Kampf gegen die Besatzungstruppen und Kollaborateure im
Irak  und  Afghanistan.  Dieser  Widerstand  legitimiert  sich  aus  dem
Angriffskrieg  und  der  Besatzung  durch  die  USA  mit  den  europäischen
Verbündeten. Dieser imperialistische
Angriff dient allein der Kontrolle der Ressourcen und der Errichtung eines
Marionettenregimes in beiden Ländern.

Wir stehen in keiner politischen Solidarität mit dem Widerstand. Reaktionäre
Kleriker sind genau wie die Bourgeoisie Feinde der Arbeiterklasse und der
Jugend.  Wir  stehen  entschlossen  mit  den  fortschrittlichen  arabischen
Bewegungen  gegen  die  reaktionäre  islamistische  Ideologie.

Wir verteidigen das Recht auf Selbstverteidigung der besetzten Völker, wir
verteidigen ihr Recht sich in Europa politisch zu betätigen – wir kämpfen
gegen die Diskriminierung der islamischen Gemeinde Europas.

Unser  Verständnis  von  Antiimperialismus  heißt  entschieden  die
angegriffenen  Völker  gegen  den  imperialistischen  Angriff  zu  verteidigen.
Dieser Angriff dient niemals der geheuchelten „Freiheit und Demokratie“,
sondern ausschließlich den Interessen des angreifenden Kapitals.

Diesem globalen imperialistischen Angriff auf die Unterdrückten der Welt
können  wir  nur  global  antworten.  Antiimperialismus  heißt  daher  auch
Internationalismus der revolutionären Bewegung, kein Staat wird die globale
kapitalistische  Herrschaft  bezwingen  können  –  nur  eine  neue,  die  5.



Internationale kann den Kampf der Ausgebeuteten und Unterdrückten gegen
Imperialismus und Kapitalismus führen.

„Wenn wir den Stand gewählt, in dem wir am meisten für die Menschheit
wirken können, dann können uns Lasten nicht niederbeugen, weil sie nur
Opfer  für  alle  sind;  dann  genießen  wir  keine  arme,  eingeschränkte,
egoistische  Freude,  sondern unser  Glück  gehört  Millionen,  unsere  Taten
leben still, aber ewig wirkend fort, und unsere Asche wird benetzt von der
glühenden Träne edler Menschen.“

[Marx:  Betrachtungen eines Jünglings bei  der Wahl seines Berufes,  S.  9.
Digitale Bibliothek Band 11: Marx/Engels, S. 13650 (vgl. MEW Bd. 40, S.
594)]


